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in den letzten Wochen und Monaten 
haben wir gemeinsam viel bewältigt. Da-
bei denke ich nicht ausschließlich an den 
diesjährigen Hessentag im osthessischen 
Fulda, welcher mitunter einen Themen-
schwerpunkt dieser Ausgabe des Polizei-
reports bildet, sondern auch an die vie-
len Märkte und Feste in den Städten und 
Gemeinden, die wir polizeilich begleiten 
durften. 

Weiter erinnere ich mich an so einige 
Feier-, Brauchtums- und Gedenktage, die 
uns als Polizei alljährlich herausfordern, 
denn diese sind oftmals mit größeren Per-
sonenansammlungen bei Veranstaltungen 
oder öffentlichen Versammlungslagen 
eng verbunden. Damit auch hier die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung gewahrt 
bleibt, bedarf es dann doch des Öfteren 
einer über den Polizeialltag reichenden, 
gemeinsamen Kraftanstrengung. All dies 
natürlich bei jedweder Witterung! Auch 
bei hochsommerlichen, sengenden Tem-
peraturen und einer Gluthitze wie ich sie 

schon lange nicht mehr erlebt habe, seid 
Ihr, liebe Kolleginnen und Kollegen, für 
unsere innere Sicherheit dagewesen. Ihr 
habt Euch engagiert, seid im Auftreten 
und Handeln stets professionell geblieben 
und habt somit zum sehr guten Gelingen 
dieser Feste und Märkte, jener Feier-, 
Brauchtums- und Gedenktage und nicht 
zuletzt natürlich auch des Hessentags 
2026 in Fulda maßgeblich beigetragen. 

Beim Hessentag 2026 haben mehr als 
eine Million Menschen zehn Tage lang 
miteinander gefeiert, während 3.500 
Kolleginnen und Kollegen für Sicherheit 

gesorgt haben. Der Großeinsatz wur-
de aus der Bevölkerung als nicht über-
bordend und bürgernah wahrgenom-
men (vgl. https://www.hna.de/hessen/
polizeipraesidium-osthessen-feiert-25-
jahre-100-mitarbeiter-fuer-450-000-
menschen-94445788.html; letzter Zugriff 
am 17.08.2026). Der osthessische Polizei-
präsident, Herr Michael Tegethoff, sprach 
in diesem Zusammenhang von einem 
Meilenstein. 

Auch ich möchte mich im Namen der 
hessischen Gewerkschaft der Polizei an 
dieser Stelle bei Euch ausdrücklich für Eu-
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ren Einsatz bedanken. Im Geiste von Herrn 
Ewald Gerk, ehemals Bezirksgruppenvor-
sitzender Osthessen und heute Bundesse-
niorenvorsitzender, sei noch angemerkt, 
dass auch dieser Hessentag klar gezeigt 
haben dürfte, dass das Polizeipräsidium 
Osthessen noch immer ein unverzichtba-
rer Bestandteil der Region ist - und auch 
in Zukunft sein wird (https://osthessen-
news.de/n1159687/fulda-b-gdp-polize
ipr%C3%83%C6%92%C3%82%C2%A
4sidium-osthessen-ist-unverzichtbarer-
bestandteil-der-region-b.html; letzter 

Zugriff am 17.08.2026)! Nach einem er-
folgreich verlaufenen Hessentag stand 
zum 15.08.2026 das Jubiläum des Poli-
zeipräsidiums Osthessen zum 25-jährigen 
Bestehen an. Dieses ist erst seit ein paar 
Tagen vergangen, ob gleich dessen möch-
te ich doch auch hier eine positive Bilanz 
ziehen. Der hochsommerliche Festtag 
lockte unzählige Bürgerinnen und Bürger, 
Kolleginnen und Kollegen sowie namhaf-
te Ehrengäste aus Polizei, Gewerkschaft, 
Politik sowie der Zivilgesellschaft zum 
Polizeipräsidium nach Fulda. Ich hoffe, 

dass Ihr und Eure Liebsten vielleicht ja 
auch dort ein paar vergnügliche Stunden 
verbringen konntet. Vorerst wünsche ich 
Euch hiermit alles Gute, viel Gesundheit 
und weiterhin hoffentlich noch Freude 
beim Lesen unseres 3. Polizeireports im 
Jahr 2026.	 n

Euer Christian Störkel,
Vorsitzender Bezirksgruppe Osthessen
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25 JAHRE POLIZEIPRÄSIDIUM OSTHESSEN

KLEIN ABER OHO!

Mit annähernd 8.000 Besuchern feier-
te das Polizeipräsidium Osthessen sein 
25-jähriges Jubiläum. Die begeisterten 
Zuschauermengen pilgerten über das 
Gelände und die freigegebenen Räum-
lichkeiten des Präsidiums. 

Durch das große Interesse an ihrer 
Polizei zeigten die osthessischen Bürger 
ihre Verbundenheit zu ihrer osthessischen 
Polizei. Ob groß oder klein – für jeden war 
etwas dabei. Von technischer Ausstattung 
bis zum Kinderschminken bot das Pro-
gramm und die Ausstellungen genügend 
Abwechslung. 

Am Tag der Grundsteinlegung für die 
Polizeidirektion Fulda wurde damals eine 
Zeitkapsel eingemauert. In der Zeitkapsel 
waren eine tagesaktuelle Ausgabe der 
Fuldaer Zeitung, ein ledernder Geldsäckel 
mit (damals noch) D-Mark-Münzen. (je-
weils eine Münze) sowie eine feierliche 
Urkunde. 

Im Rahmen der Erstellung der 25-jäh-
rigen Chronik entnahm Polizeipräsident 
Michael Tegethoff die Zeitkapsel aus der 
Grundmauer, um deren Inhalt zu doku-
mentieren. 

Im Rahmen der Jubiläumsfeierlich-
keiten wurde die Zeitkapsel wieder in die 

Grundmauer eingelassen. Diesmal aller-
dings mit einem weiteren Utensil. Hierbei 
handelt es sich um einen USB-Stick mit 
aktuellen Daten zum Polizeipräsidium 
und der Welt.

Am 01. Januar 2001 gründete sich das 
Polizeipräsidium Osthessen aus den Poli-
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zeidirektionen Fulda, Hersfeld-Rotenburg 
und dem Vogelsberg. Ein neues Flächen-
präsidium im Land Hessen war neu ent-
standen. Mit rund 4.000 Quadratmetern 
– was ungefähr 20 % der Landesfläche 
Hessens entspricht – gehört das PP Os-
thessen flächenmäßig zu den größten in 
unserem Bundesland.

Betreut werden rund 450.000 Bürge-
rinnen und Bürger in den drei Landkrei-
sen. Das Besondere am PP Osthessen ist, 
dass sich die Vielfältigkeit an Herausfor-
derungen des Polizeiberufes zeigt. Von 
städtischem Bereich bis hin zu ländlichem 
Bereich mit Sackdörfern und Aussiedler-
höfen. Ober-, Mittel und Grundzentren 
prägen die Landkreise und somit das PP 
Osthessen. Hinzukommen, auf Grund der 
Fläche, lange Anfahrtswege zu den ein-
zelnen Kommunen. Gute Ortskenntnisse 
sind hier gefragt und oft erst nach jah-
relangem Einsatz auf einer Station „voll-
ständig“ vorhanden.

Auch die geografische Lage Hessens 
spielt eine Rolle im polizeilichen Alltag 
des Polizeipräsidiums Osthessen. Mit den 
Nachbarbundesländer Bayern und Thü-
ringen bestehen gute Kontakte und eine 
überdurchschnittliche Zusammenarbeit. 
Einsatzlagen, Ermittlungen und Verfol-
gungen enden nicht an der Landesgrenze. 
Auf den Dienststellen sind die Nachbarn 
immer gern gesehene Gäste, genauso um-
gekehrt.

Durch die zentrale Lage mitten in 
Deutschland und die durch Hessen füh-
renden Autobahnen, spielt das „kleine“ 
Polizeipräsidium Osthessen eine ent-
scheidende Rolle. 

Ob es der Reiseverkehr von Nord nach 
Süd oder von Ost nach West ist – oder 
der Fanreiseverkehr der Fußballfans (egal 
welche Liga) – oder jegliche Art von 
Transporten (militärisch, zivil oder indus-

triell) fast immer führt es durch das PP 
Osthessen. Oft mit begleitenden Einsät-
zen und entsprechenden Kräfteansätzen. 
Noch mit zwei Polizeiautobahnstationen 
bewältigen unsere Kolleginnen und Kol-
legen den überregionalen Verkehr auf den 
Bundesautobahnen.

Im Polizeipräsidium Osthessen arbei-
ten im Jubiläumsjahr rund 1.100 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. In den 25 
Jahren hat sich viel verändert bei der 
Polizei und der Strafverfolgung. Von der 
Schreibmaschine zum Tablet, vom Fern-
sprecher zum Mobiltelefon, statt analog 
Funk gibt es heute Digitalfunk, der wohl 
in absehbarer Zeit sogar über das „Handy“ 
funktioniert.  All diese technischen Ver-
änderungen mussten von den Kollegin-
nen und Kollegen bewältigt werden. Die 
schnelllebige Zeit veränderte den Polizei-
alltag und die Herausforderungen an die 
Bediensteten. 

Ein 25-jähriges Jubiläum zeigt, dass 
die osthessische Polizei es geschafft mit 
der Zeit zu gehen und sich positiv wei-
terentwickelt hat. Die aktuelle Umorgani-
sation der hessischen Polizei stellt auch 
in Osthessen eine (größere) Herausforde-
rung dar und sie wird zeigen, wie gut wir 
uns für die Zukunft aufstellen.

Gefeiert wurde jedenfalls ausgiebig. 
Durch den Einsatz und das Engagement 
der Kolleginnen und Kollegen des PP Os-
thessen und den Unterstützungskräften 
sowie den Freunden der Blaulichtfamilie 
war das Jubiläum ein rundum gelungenes 
Fest. 

Vielen Dank dafür an alle die mitge-
wirkt und das Jubiläum möglich gemacht 
haben.	 n

BZG OH

PP Michael Tegethoff, Landrat FD a.D. Fritz 
Kramer, OB FD a.D. Alois Rhiel

LPP Felix Paschek und PP Michael Tegethoff  
mit der Zeitkapsel

OB FD Heiko Winterfeld und Innenminister Roman Pos-
eck bei der Überreichung der Chronik des PP Osthessen

Gut besuchter GdP-Stand  
beim 25-jährigen Jubiläum

Kollegin Iris Decker mit Leon bei  
der Popcorn-Ausgabe



GdP AUF DEM HESSENTAG 2026

GUTE GESPRÄCHE UND GROSSE RESONANZ
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An insgesamt drei Tagen war die Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) mit einem 
Informationsstand auf dem Hessentag 
2026 vertreten. Der Stand erfreute sich 
großer Beliebtheit und war durchgehend 
sehr gut besucht. Zahlreiche Bürgerinnen 
und Bürger nutzten die Gelegenheit, mit 
den Kolleginnen und Kollegen ins Ge-
spräch zu kommen, sich über die Arbeit 
der GdP zu informieren und aktuelle The-
men zu diskutieren.

Besonders bei Familien und Kindern 
kamen die vielfältigen Give-aways her-
vorragend an. Luftballons, Gummibär-
chen, Malhefte und Trillerpfeifen sorgten 
für strahlende Gesichter und waren bei 
den Kindern besonders beliebt. Die exklu-
siven Becherhalter mit GdP-Band fanden 
hingegen vor allem bei den erwachsenen 
Besucherinnen und Besuchern großen 
Anklang und waren schnell begehrte Mit-
nahmeartikel.  

Ein echter Besuchermagnet war der 
„Heiße Draht“. Jung und Alt stellten ihr 
Geschick unter Beweis und versuchten, 
die Herausforderung fehlerfrei zu meis-
tern. Wer den Parcours ohne Fehler absol-
vierte, durfte sich über ein kleines Präsent 
freuen. Vor allem die leuchtenden Kinder-
augen zeigten, wie gut das Angebot an-
genommen wurde.

Neben dem Unterhaltungsangebot 
standen auch gewerkschaftliche Anliegen 
im Mittelpunkt. Viele Besucherinnen und 
Besucher unterstützten mit ihrer Unter-

schrift die Petition „Kaputt gespart“. Da-
bei wurden insbesondere die Themen Per-
sonalmangel und fehlende Investitionen 
bei Polizei und Verwaltung, die laufenden 
Tarifverhandlungen sowie die Forderung 
nach einer zeit- und wirkungsgleichen 
Übertragung der Tarifergebnisse auf die 
Beamtinnen und Beamten thematisiert.

Die drei Tage auf dem Hessentag ha-
ben erneut gezeigt, wie wichtig der direk-
te Austausch mit den Menschen ist. Die 
GdP blickt auf eine rundum gelungene 
Veranstaltung mit vielen interessanten 
Gesprächen und einer durchweg positiven 
Resonanz zurück.	 n

BZG OH



„CHILL-OUT ZONE“

AM VERPFLEGUNGSSTÜTZPUNKT HAIMBACH WÄHREND DES HESSENTAGS
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Während des Hessentags in Fulda 
diente das Bürgerhaus Haimbach als zen-
traler Verpflegungsstützpunkt für die ein-
gesetzten Kräfte. Die Beutelverpflegung 
sowie die warmen Speisen wurden durch 
einen Caterer frisch vor Ort zubereitet. 
Bedienstete des PP Osthessen sorgten für 
einen geregelten Ablauf und die ausrei-
chende Kühlung und das Vorhandensein 
von Getränken. Im Saal standen ausrei-
chend Bierzeltgarnituren, sodass genü-
gend Platz für die zu verpflegenden Kolle-
ginnen und Kollegen zur Verfügung stand.

Auf der Bühne richtete die Bezirks-
gruppe Osthessen eine „Chill-out Zone“ 
ein. Zum Zeitvertreib wurde ein E-Dart-
Automat besorgt und zur Verfügung 
gestellt. Mit ausreichend Pfeilen und 
Ersatzspitzen ausgerüstet spielten die 
Einsatzkräfte die ein oder andere Dart-
runde. Die sechs bequemen Liegestüh-
le nutzen die Kolleginnen und Kollegen 
zum Entspannen und Ausruhen. Durch 
das PP Osthessen wurde zusätzlich noch 
ein Tischkicker zur Verfügung gestellt, der 
ebenfalls großen Anklang fand. 

- Vielen Dank dafür! –
Des Weiteren wurde eine kleine Lein-

wand aufgebaut, auf der die Kolleginnen 
und Kollegen die Spiele der Fußball-WM 
schauen konnten. 

Einen besonderen Dank geht an die 
Tarifbeschäftigten des PP Osthessen, die 
mit einem solchen Engagement den Ver-
pflegungsstützpunkt betrieben haben, 
dass es zu keinerlei Beschwerden kam. Die 
Zusammenarbeit mit dem Caterer, auch 
wenn es mal geholpert hat, war hervor-
ragend. Vielen Dank an alle eingesetzten 
Kräfte vor Ort.	 n

BZG OH

// HESSENTAG //



HESSENTAGSWACHE

BECHERHALTER MIT SCHLÜSSELBAND

GRUNDVERSORGUNG DURCH DIE BZG OSTHESSEN

EINES DER GEFRAGTESTEN GIVE-AWAYS AM HESSENTAG
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Pünktlich zur Eröffnung der Hessen-
tagswache überreichte die stellv. Vor-
sitzende der Bezirksgruppe Osthessen, 
Swetlana Wuttig, den Verantwortlichen 
einen Karton mit „wichtigen Utensilien“ 
die im täglichen Dienst nicht fehlen dür-
fen.

Wand- und Tischkalender, Kugel-
schreiber und Notizblöcke, Tassen, Kaffee, 
Milch und Zucker waren in dem Paket so-
wie noch eine Kleinigkeit zum Naschen.

Es sollte eine Wertschätzung für die 
Kolleginnen und Kollegen sein, die sich 
freiwillig zum Dienst auf der Hessentags-
wache gemeldet hatten.

Die GdP Osthessen möchte sich noch-
mals ausdrücklich bei den Kollegen be-
danken, die während des Hessentags im 
Einsatz waren.	 n

BZG OH

// HESSENTAG //

Insgesamt drei Tage hat die GdP Ost-
hessen den DGB-Pavillon besetzt. An die-
sen Tagen liefen mehrere tausende von 
Besuchern an unserem Stand auf der Hes-
sentagsstraße vorbei. Durch unsere Prä-
senz und die direkte Ansprache erreichten 
wir eine hohe Aufmerksamkeit der Besu-
cher. Diese diente u.a. dazu, dass viele die 
Petition der GdP Hessen gegen den Spar-
kurs bei der Polizei unterschrieben. Der 
direkte Austausch mit dem Bürger war 
ein großer Erfolg und wir bekamen viel 
positive Resonanz über das Verhalten und 
die Präsenz der eingesetzten Kolleginnen 
und Kollegen. 

Als Give-aways hatten wir Luftbal-
lons, Kugelschreiber, Kindertattoos, Tril-
lerpfeifen, Bonbons etc. dabei. Ein High-
light war jedoch der Becherhalter mit 
Schlüsselband. Nach anfänglicher Skepsis 
wurde das Interesse immer größer. Die 
Nachfrage stieg permanent, sodass wir 
kaum nachkamen die Luftballons zu be-
füllen und die Becherhalter „einzuklip-
pen“. Gerade an den Konzerttagen stan-
den die Hessentagsbesucher Schlange 

und fragten höflich nach dem Give-away. 
Dadurch konnten wir auch unsere Sorgen 
und Belange an die Bevölkerung bringen. 
Der Becherhalter war zusammen mit dem 
gasgefüllten Luftballon und den Triller-
pfeifen der absolute Renner in unserem 
Bereich der Hessentagsstraße, sodass am 
letzten Tag auch die Nachbarstände gas-
gefüllte Ballons verteilten. 

Den Vorteil des Becherhalters kann 
man gut auf diesem Bild erkennen. Wäh-
rend unser Mitglied Iris Decker den Be-
cherhalter nutzt und die Hände frei hat, 
sieht man im Hintergrund zwei Damen, 
die durch den Becher in der Hand nur ein-
geschränkt das Konzertgeschehen genie-
ßen können. 

Ein weiters dankbares „Give-away“ 
war ein kostenloser kleiner Pappbecher 
mit stillem Quellwasser gefüllt. Gerade 
ältere Menschen nahmen den Service 
dankend an und tranken ihn an Ort und 
Stelle aus. Kaum war das Tablett mit Be-
chern gefüllt, kamen Besucher auf uns zu 
und baten um einen Schluck Wasser, um 
den heißen Temperaturen und einem tro-
ckenen Mund entgegenzuwirken.

Auch sehr gefragt war der kostenlose 
Alkoholtest, den wir mit freundlicher Un-
terstützung der Firma Dräger durchfüh-
ren konnten. Annähernd 400 Alko-Tests 
führten wir am Stand durch. Die Promille-
Werte hielten sich aber auf Grund des 
heißen Wetters in Grenzen.	 n

BZG OH
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An einem der heißesten Tage des Hes-
sentages verteilten Vorstandsmitglieder 
der GdP Osthessen über 250 Portionen 
Eis an die Einsatzkräfte. Es standen vier 
verschiedene Sorten zur Verfügung, die 
großen Anklang fanden. 

Die GdP Osthessen verteilte die Eispor-
tionen im Rahmen der Verpflegungsaus-
gabe, sodass ein wohlschmeckender und 
kühler Nachtisch für Abwechslung sorgte.

n

BZG OH

// HESSENTAG //

BELOBIGUNG POK’IN ANETTE HILL

MUTIGES UND VORBILDLICHES HANDELN

Am frühen Morgen des 02. März 2025 
im vergangenen Jahr ereilte die Rettungs-
leitstelle gegen 3:10 Uhr ein Notruf eines 
15-jährigen Mädchens, welches ankün-
digte, sich am Hainigturm im Vogels-
bergkreis das Leben nehmen zu wollen. 
Unverzüglich verlegte das Streifenteam, 
bestehend aus POK´in Hill und POK Meis-
ter, an den Einsatzort. Dort konnte das 
Mädchen angetroffen werden, welches 
bereits über die Brüstung gestiegen war 
und sich an den Armen mit Rasierklingen 
verletzt hatte. Gegen 3:35 Uhr konnte das 
15-jährige Mädchen durch die beiden Be-
amten wohlbehalten gerettet werden.

Ohne das beherzte und entschlossene 
Eingreifen von POK´in Hill und POK Meis-
ter hätte das Mädchen die frühen Mor-
genstunden des 02.03.2025 womöglich 
nicht überlebt.

Im Beisein von Polizeipräsident Te-
gethoff und dem Leiter der Polizeistati-
on Lauterbach Thomas Herget, empfing 
POK´in Hill auf dem Gelände der Bundes-
wehr ihre Auszeichnung für ihr mutiges 
und vorbildliches Handeln. POK Meister 
war leider verhindert und ließ sich ent-
schuldigen.	 n

BZG OH

Die Belobigungen wurden persönlich 
vom Ministerpräsidenten Boris Rhein 

übergeben.



ALLES HAT EIN ENDE…

LESUNG MIT TIM FRÜHLING

BIS ZUM NÄCHSTEN HESSENTAG…
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Nach dem letzten offiziellen Hessen-
tag-Tag baute das GdP-Team Osthessen 
zusammen mit Gewerkschaftssekretär des 
DGB Südosthessen Rolf Müller den Stand 
auf der Hessentagsstraße ab. 

Der DGB-Stand wurde von allen beim 
DGB vertretenen Gewerkschaften im Rah-
men des Hessentages genutzt, wobei die 
GdP Osthessen mit insgesamt drei Tagen 
einer der Hauptnutzer gewesen ist. 

Der Pavillion, sowie viele Standutensi-
lien stammten aus dem Fundus des DGB, 

aber in Hinsicht auf Standausstattung 
und -unterstützung brauchte sich die 
GdP Osthessen nicht zu verstecken. Wir 
organisierten unter anderem einen Kühl-
schrank, einen Wasserspender, eine kleine 
Theke (vielen Dank nach Mittelhessen) 
sowie die Bierzeltgarnituren. All diese Sa-
chen mussten wieder abtransportiert und 
die Parzelle besenrein verlassen werden. 
Dies haben wir mit vereinten Kräften ge-
schafft. Nachdem der Platz auf der Hes-
sentagsstraße „gefegt“ war, mussten wir 

noch die Sachen am Verpflegungsstütz-
punkt verladen und abtransportieren.

Im Rückblick kann man sagen, dass 
sich das ehrenamtliche Engagement der 
Kolleginnen und Kollegen gelohnt hat. Es 
war zwar viel Arbeit auf wenigen Schul-
tern, aber wir waren für die Kolleginnen 
und Kollegen vor Ort und haben was 
getan. Wir reden nicht nur, sondern wir 
handeln auch und sind für die Kollegen 
da.	 n

BZG OH

// HESSENTAG //

Ein Mordopfer liegt genau auf der 
Grenze zwischen der PD Hersfeld-Ro-
tenburg und der PD Fulda… 

ein belebender Kriminalroman mit 
Kompetenzgerangel und schönen Anek-
doten aus dem Polizeialltag. Insider zie-
hen Parallelen und werden sich das ein 
oder andere Schmunzeln nicht verkneifen 
können. 

Lesungen von Tim Frühling sind sehr 
kurzweilig und unterhaltsam. Sein Krimi 
spielt in der PD Hersfeld-Rotenburg mit 
Originalschauplätzen, bis auf den Haupt-
handlungsort, dieser ist frei erfunden. Die 
handelnden Personen sind frei erfunden, 
wobei Insider vielleicht eine Kollegin oder 
Kollegen im Sinn haben könnte.

Tim Frühling freut sich vor den origi-
när zuständigen Kolleginnen und Kolle-
gen zu lesen und mit diesen ins Gespräch 
zu kommen. 

Für das leibliche Wohl wird gesorgt 
sein… um welche regionale Spezialität 
ging es nochmal? Der Titel verrät es…
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Die Kreisgruppe Offenbach lud am 25. 
Juni 2026 zur jährlichen Jahreshaupt-
versammlung. Trotz hochsommerlicher 
Temperaturen war auch diesmal der 
Trausaal im Bürgerhaus von Obertshau-
sen gut besucht.

Leider konnte der Vorsitzende der 
Kreisgruppe Offenbach, Stefan Wag-
ner aus gesundheitlichen Gründen an 
diesem Tag nicht anwesend sein. Die 2. 
Vorsitzende, Tina Sauer, eröffnete die 
Jahreshauptversammlung und nahm die 
Begrüßung vor. Sie wies auf die bevorste-
henden Neuwahlen hin und hob hervor, 
wie gern Stefan an seiner letzten Jahres-
hauptversammlung als Vorsitzender dabei 
gewesen wäre. Sie dankte ihm an dieser 
Stelle für sein Wirken in der Kreisgruppe 
Offenbach.

Herzlich begrüßen durften wir den 
Direktionsleiter der PD Offenbach, Herrn 
Göbel. Er vertrat an diesem Tag auch die 
Behördenleitung. Als weitere Ehrengäste 
waren unser Bezirksgruppenvorsitzender 
Markus Hüschenbett sowie unser Landes-
vorsitzender Jens Mohrherr anwesend.

Es folgte der Bericht der 2. Vorsit-
zenden. Im Anschluss berichtete der Se-
niorenvertreter Siegfried Fröhlich über 
vergangene Aktivitäten für die Senioren. 
Hierunter zählten u.a. eine Weihnachts-
feier im vergangenen Jahr sowie mehrere 
Seniorenstammtische. 

Nachdem Tina Sauer über die Ände-
rungen und Neuerungen durch P25 be-
richtete und gleichzeitig über die bevor-
stehenden Umstrukturierungen wie S25 
als auch V/Z informierte, übergab sie das 

Wort an Felix Kuschel, Vertreter der jun-
gen Gruppe, welcher über das neu einge-
führte Schichtsystem bei der PSt. Seligen-
stadt berichtete.

Erwähnenswert dabei ist, dass Seli-
genstadt die einzige Dienststelle in ganz 
Hessen ist, die dieses Arbeitsmodell, im 
Zuge von S25 und nach europäischen 
Recht, testen wird.

Kollegin Sauer ging im Anschluss 
noch auf den positiven Tarifabschluss 
ein, der in diesem Jahr bei den Tarifver-
handlungen erzielt werden konnte. Zum 
01.07.2026 wird es eine Lohnerhöhung 
von 3 % und zum 01.10.2027 eine weitere 
Erhöhung von 2,8 % geben. Das Ergebnis 
soll auch auf den Beamtenbereich über-
tragen werden.

Ein weiterer Erfolg in der Geschichte 
der Polizei ist die Einführung von landes-
einheitlichen Beurteilungsrichtlinien.

Anschließend bekamen die Anwesen-
den den Kassenbericht von Holger Maue 
präsentiert. Die Kassenprüfer, Martin 
Bedel und Christian Hertel hatten die 
Kasse geprüft und bestätigten eine ein-
wandfreie Kassenführung.

Es folgte die Wahl des neuen Kreis-
gruppenvorstandes. Hier dankte Tina erst-
mal den, neben Stefan Wagner, ausschei-
denden Personen für ihre Arbeit.

Es scheiden aus:
- Matthias Deisler (stellv. Kassierer)
- Ute Huber (stellv. Vorsitzende)
- Lars Janßen (Vertreter Wachpolizei)
- Elke Wagner (Vertreterin Tarif)

Zur Neuwahl, die von Markus Hü-
schenbett durchgeführt wurde, stellte 

sich jeder der nach-
folgenden gewählten 
Personen kurz vor. 

Felix Kuschel, 
der zu Beginn der 
Veranstaltung zum 
Schichtmodell in Se-
ligenstadt berichtet 
hatte, stellt sich zur 
Wahl zum Vorsitzen-
den der Kreisgruppe 
Offenbach. Er möchte 
an Bewährtem seiner 
Vorgänger festhalten 
und mit dem neuen 
Team an seiner Seite 

einige neue Ideen in Taten umsetzen, da-
mit die Kreisgruppe Offenbach im Polizei-
präsidium Südosthessen weiterhin stark 
vertreten ist.

Der neue Vorstand der Kreisgruppe 
Offenbach setzt sich wie folgt zusammen:

Es folgte das Grußwort des Bezirks-
gruppenvorsitzenden Markus Hüschen-
bett.

Im Anschluss folgte das Grußwort des 
Landesvorsitzenden Jens Mohrherr, der 
wieder die richtigen Worte zur aktuellen 
Lage rund um die verfassungswidrige Be-
soldung, Stellensperre im Tarif und Ver-
waltungsbeamtenbereich und zur Lage in 
Hessen berichtete. Er beglückwünschte 
auch den neuen Vorstand und freute sich 
über die erfolgte Verjüngung.

Danach gab es noch einen imposanten 
Bericht aus der Sicht des Direktionsleiters 
der PD Offenbach, Herrn Göbel, worin er 
die Vorteile der Neustrukturierung wie-
dergab als auch ehrliche Worte fand, in 
welchen Bereichen noch Verbesserungen 
in Zukunft nötig sind.

Zum Abschluss und bevor es zum ge-
mütlichen Teil, dem Mittagessen, über-
ging, wurden noch die anwesenden Jubi-
lare für 25/40/70-jährige Mitgliedschaft 
in der GdP vom neuen Vorsitzenden ge-
ehrt.

Starten wir in die Zukunft: Volle 
Kraft voraus.	 n

Mandy Maue
KG Offenbach

Vorsitzender: Felix Kuschel
Stellv. Vorsitzende: Tina Sauer
Benedikt Lubig (Neu)
Kassierer: Holger Maue
Stellv. Kassierer: Ümit Gürler (Neu)
Schriftführerin: Silvia Christ
Stellv. Schriftführerin: 
Charlotte Gravert Garcia
Beisitzerin Tarif: Mandy Maue (Neu)
Beisitzerin Frauen: Corinna Wolicki
Seniorenvertreter: Siegfried Fröhlich
Kassenprüfer: Martin Bedel und 
Michael Kleinstück (Neu)
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Im Rahmen einer kleinen Feierstunde 
wurde heute der langjährige Vorsitzende 
der Kreisgruppe Offenbach der Gewerk-
schaft der Polizei, Erster Polizeihaupt-
kommissar Stefan Wagner, offiziell ver-
abschiedet.

Stefan Wagner hat die Kreisgruppe 
über viele Jahre mit großem Engagement, 
hoher Fachkompetenz und großem per-
sönlichen Einsatz geführt. Mit seinem 
Einsatz für die Interessen der Kolleginnen 
und Kollegen sowie seinem Engagement 
für die Gewerkschaft hat er die Arbeit der 
Kreisgruppe nachhaltig geprägt.

Der Wechsel an der Spitze erfolgt im 
Sinne einer bewussten Verjüngung der 
Kreisgruppe. Mit Blick auf seinen bevor-
stehenden Ruhestand hat sich Stefan 
Wagner entschieden, den Vorsitz frühzei-
tig in jüngere Hände zu legen und damit 
die Weichen für eine erfolgreiche Zukunft 
der Gewerkschaftsarbeit zu stellen.

Zum neuen Vorsitzenden der GdP-
Kreisgruppe Offenbach wurde Polizei-
oberkommissar Felix Kuschel von der 
Polizeistation Neu-Isenburg gewählt. Er 

übernimmt das Amt mit dem Ziel, die er-
folgreiche Arbeit seines Vorgängers fort-
zuführen und zugleich neue Impulse für 
die gewerkschaftliche Interessenvertre-
tung zu setzen.

Als Zeichen des Dankes und der Wert-
schätzung wurde Stefan Wagner ein gut 
gefüllter Präsentkorb überreicht. Dieses 
Geschenk steht stellvertretend für die 
große Anerkennung, die ihm für seine 
langjährige und engagierte Arbeit entge-
gengebracht wird.

Die GdP-Kreisgruppe Offenbach be-
dankt sich herzlich bei Erstem Polizei-
hauptkommissar Stefan Wagner für sei-
nen Einsatz und wünscht ihm für seinen 
bevorstehenden Ruhestand vor allem Ge-
sundheit, Zufriedenheit und viele schöne 
Momente. Gleichzeitig wünschen wir Po-
lizeioberkommissar Felix Kuschel für seine 
neue Aufgabe als Vorsitzender viel Erfolg, 
ein gutes Gespür für die Anliegen der Kol-
leginnen und Kollegen sowie stets eine 
glückliche Hand bei den bevorstehenden 
Herausforderungen.	 n

Stefan Wagner erhält als Zeichen des 
Dankes und der Wertschätzung einen 

gut gefüllten Präsentkorb.

Am Freitag, dem 12.06.2026, 09:30 
Uhr fand die diesjährige Jahreshaupt-
versammlung der Kreisgruppe Main-
Kinzig im Restaurant „Kärrners“ in Bad 
Orb statt.

Die Vorsitzende Sabine Spangenberg 
erläuterte eingangs, warum die Jahres-
hauptversammlung nicht, wie die Jah-
re zuvor, im Restaurant „Kaufmanns“ in 
Gelnhausen-Meerholz stattfindet.

Dies hat familiäre Hintergründe, so 
dass wir uns gezwungen sahen, uns nach 
einer anderen Lokalität für unsere Veran-
staltung umzuschauen.

Als Ehrengäste konnte Sabine Span-
genberg dieses Jahr für die Behörden-
leitung des PP SOH, den Leiter der Poli-
zeidirektion Main-Kinzig, Herrn Martin 
Nickl, den Stadtrat der Stadt Bad Orb, 
Herrn Reinhold Prehler, sowie den Vor-
sitzenden des Hauptpersonalrates, Herrn 
Daniel Klimpke, begrüßen. Herr Landrat 
Stolz war terminlich leider verhindert und 

ließ sich entschuldigen. Trotz intensiver 
Abstimmung im Vorfeld ließ sich kein ge-
meinsames Zeitfenster finden.

Für das kommende Jahr ist eine Teil-
nahme jedoch fest eingeplant.

Zu Beginn begrüßte Sabine Span-
genberg die Anwesenden, worauf nach 

den einleitenden Worten die Ehrung der 
verstorbenen Mitglieder der Kreisgruppe, 
aber auch allen verstorbenen Kolleginnen 
und Kollegen erfolgte.

Die Vorsitzende Sabine Spangenberg 
berichtete über die letzten 12 Monate. 

Das vergangene Jahr war geprägt von 
internen Herausforderungen. P 25 hat für 
viel Wirbel und Unsicherheit bei den Kol-
leginnen und Kollegen gesorgt. 

Die Situation bei der Polizei in Hessen 
bzw. in SOH beschäftigt alle, nicht nur 
dienstlich, sondern auch ganz persönlich.

Die Umstrukturierungen, welche hin-
ter uns liegen, sind nicht spurlos an uns 
allen vorbei gegangen. Viele Kollegin-
nen und Kollegen versehen auf anderen 
Dienststellen ihren Dienst.

Durch die Zusammenlegung verschie-
dener Bereiche haben viele Kolleginnen 
und Kollegen ihre Führungsaufgabe ver-
loren und fragen sich, wie ihre Zukunft 
bei der Polizei wohl aussieht?
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Die Stimmung ist grundsätzlich nicht 
ablehnend gegenüber Veränderungen, so 
berichtete die Vorsitzende, aber sie ist 
(noch) geprägt von Unsicherheit.

Unsicherheit kann man entgegenwir-
ken durch Information, Kommunikation 
und Nachvollziehbarkeit von Entschei-
dungen.

Es stehen weitere Veränderungen an.
Eine entscheidende Veränderung wird 

S 25 - u.a. eine Änderung des Wechsel-
schichtdienstmodells, welches bereits für 
große Unruhe und Diskussion gesorgt hat.

Die einzige Dienststelle, die dieses 
Modell zurzeit erproben möchte, ist die 
Polizeistation in Seligenstadt. Diese geht 
ab 01.08.2026 in einen 1-jährigen Pilot-
betrieb.

Vor einiger Zeit haben wir für beide 
Kreisgruppen ein „After-Work-Kino“ in 
Hanau veranstaltet, an dem 10 Kollegin-
nen und Kollegen teilgenommen haben 
(„Der Teufel trägt Prada2“).

Insgesamt gab es aus den Reihen der 
Mitglieder ein positives Feedback und 
wir möchten die Aktion im Spätsommer/ 
Herbst wiederholen.

Wir haben im Dezember einen Besuch 
des hessischen Landtags organisiert, mit 
anschließendem Besuch des Weihnachts-
marktes in Wiesbaden, welchen die Teil-
nehmer äußerst interessant und kurzwei-
lig fanden.

Als Seminar haben wir „Polizeibeamte 
als Zeugen vor Gericht“ angeboten.

Weitere Aktivitäten sind für die kom-
mende Zeit in Planung.

Der PD-Leiter des Main-Kinzig-Krei-
ses, Herr Martin Nickl, ging in seinem 
Grußwort auf Personal, Beförderungen 
und Rotationspflicht ein. Ein weiterer 
Punkt waren die Beurteilungsrichtlinien, 
die erfolgreiche Statistik, sowie die Ver-
lagerung der Pst. Hanau II nach Langen-
selbold und die Polizeiautobahnstation 
Südosthessen (ehemals Langenselbold) in 
die Liegenschaft der ehemaligen Pst. Ha-
nau II.

Der Stadtrat von Bad Orb, Reinhold 
Prehler (ehemaliger Kollege) bedankte 
sich für die Einladung und überbrachte 
die Grüße der Stadt Bad Orb.

Er lobte die Arbeit der GdP und sprach 
sich für faire Arbeitsbedingungen aus.

Der Vorsitzende des Hauptpersonalra-
tes, Daniel Klimpke, übermittelte die Grü-
ße vom Landesvorsitzenden Jens Mohr-
herr.

Er ging in seinem Grußwort auf die 
Beurteilungsrichtlinien, sowie auf P 25 
und S 25 ein. Die Mitführungs- und Tra-
gepflicht für „Bodycams“ wird vom HPR 
abgelehnt. Als Kompromiss soll zunächst 
eine Übergangszeit gelten.

Weiter ging er auf die finanziellen 
Mittel ein, die einerseits eingespart wer-
den müssen, andererseits aber auch den 
Bedarf erfüllen müssen. Er erwähnte die 
Lizenzkosten, Cyberangriffe und Stellen-
probleme. Bei der verfassungsgemäßen 
Besoldung ist Hessen ganz hinten, es gibt 
gravierende Unterschiede zu anderen 
Bundesländern und dem Bund.

Der Vorsitzende der Bezirksgruppe 
Südosthessen, Markus Hüschenbett, ging 

in seiner Ansprache auf die Postkartenak-
tion und die laufende Petition ein. The-
men seines Grußwortes waren ebenfalls P 
25, die größte Umstrukturierung seit 25 
Jahren.

Die dezentralen Ermittlungsgruppen 
(DEG) existieren nicht mehr. 30 Personen 
sind ohne Führungsaufgaben und es gibt 
eine Motivationsproblematik.

Die digitale Aktenführung dauert län-
ger als vorher und ist keine Verbesserung.

Er kritisierte das kostenintensive neue 
Hessenwappen.

Wertschätzung setzt sich aus folgen-
den Punkten zusammen:

- Besoldung – Personal – Ausstattung!

Der Seniorenvertreter Norbert Tum-
brägel wies auf den Herbstausflug am 
Samstag, 12.09.2026 hin.

Er führte aus, dass einigen der Ausflug 
zu teuer sei. Grund hierfür sind die gestie-
genen Spritpreise.

Nach der Ehrung der Jubilare ließen 
wir die Jahreshauptversammlung bei ei-
nem gemeinsamen Mittagessen ausklin-
gen.

Wir danken unseren Gästen für die 
Teilnahme und dem Team des Restaurants 
„Kärrners“ für die gute Bewirtung.	 n

Sabine Spangenberg / KG Main-Kinzig
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Neuland betraten die Seniorenvorstän-
de der Landesverbände BW, BY und HE 
mit dem Seminar „Vorbereitung auf die 
Rente“ für unsere Mitglieder aus dem 
Tarifbereich. 

Inspiriert durch Erfahrungen der be-
kannten Ruhestands-Seminare für die 
Beamten, entschlossen sich die Senio-
rengruppen der drei Landesverbände ein 
neues dreitägiges Seminar zu entwickeln. 
Perfekt organisiert wurde das Seminar 
von Uli Decker, Mitglied im Geschäftsfüh-
renden Landesseniorenvorstand BW. Er 
sorgte auch während der Veranstaltung 
für einen reibungslosen Ablauf. 

21 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
reisten am 8. Juni 2026 zur Hochschule 
der Polizei Baden-Württemberg, Insti-
tutsbereich Ausbildung Wertheim (IBA 
WH) an. Schon die Vorstellungsrunde zu 
Beginn des Seminars zeigte eine erste 
Herausforderung. Von Kassel in Norden, 
Offenburg im Süden und Regensburg im 
Osten reisten die Teilnehmer, davon üb-
rigens fast die Hälfte Frauen, und sorgen 
für einen ordentlichen Mix an Dialekten. 
So war es für die Referentinnen und Re-
ferenten eine unvorhergesehene Aufgabe, 
sich sprachlich auf die Teilnehmenden 
einzustellen. 

Den ersten Fachvortrag übernahm 
Frau Dr. Kathrin Tatschner vom Zentrum 
für Altersmedizin in Würzburg. Im Zen-
trum stand die Frage „Gesund und Alter 
– Geht das?“. Hinweise auf und Werbung 
für Vorsorgeuntersuchungen, Impfungen 
und viel Bewegung war ihre Botschaft. 
Weiter forderte sie auf Lust auf Gesund-
haltung, Wahrnehmung der Veränderun-
gen im Alter, mögliche Einschränkungen, 
nicht nur körperlich. Fragen des Gewichts 
und des guten Hörens und Sehens stan-
den ebenso auf ihrer Agenda wie die Risi-
ken von Herz-Kreislauf-Erkrankungen wie 
Bluthochdruck, Herzinfarkt und Schlag-
anfall, Diabetes, Krebs, Osteoporose und 
Demenz. 

Sie warb für körperliche Aktivitäten 
und deren zahlreiche positive Auswir-
kungen. Beispielhaft zählte sie tägliche 
Bewegung, die das Immunsystem, die 
Muskelkraft, die Beweglichkeit und den 
Gleichgewichtssinn stärkt, auf. Bewegung 

hilft auch das seelische Wohlbefinden zu 
fördern und hilft Stress abzubauen. 

Praktische Tipps und freiwillige Auf-
gaben für die Rente gab der Seniorenvor-
sitzende von Baden-Württemberg, Mar-
tin Zerrinius. Das Themenfeld umfasste 
ehrenamtliche Tätigkeiten bis hin zu 
Reisemöglichkeiten und sonstige Freizei-
taktivitäten. Wichtig für ihn war die Emp-
fehlung für ein strukturiertes Leben. Ein 
näheres Kennenlernen der Teilnehmenden 
ergab sich am Abend im Vereinsheim des 
SV Nassig. 

Der zweite Seminartag hatte es in sich. 
Zunächst zeigte Bernd Braun, Landesseni-
orenvorsitzender von Hessen, die Vortei-
le der GdP-Mitgliedschaft in der Rente. 
Dazu bat er zunächst die Teilnehmenden 
aufzuschreiben, was denn ihre Erwartung 
wäre. Der Abgleich mit den vorbereite-
ten Themen zeigte, dass wir sehr häufig 
übereinstimmten. Das war keine große 
Überraschung ist Bernd doch ein erfahre-
ner Ruheständler und weiß, worauf es in 
diesem Lebensabschnitt ankommt. 

Mit großer Spannung wurde der 
Vortrag von Hans Peter Scherer von der 
Deutschen Rentenversicherung erwartet. 
Fragen zur Beendigung des Arbeitslebens, 
zu den Voraussetzungen der Rentenpunk-

te wurden besprochen. Lehre, Studium, 
berufliche Ausbildung, Teilzeit, Arbeiten 
nach der Rente, Mütterrente, Kinderer-
ziehungszeiten und Prävention waren 
Schlagworte seines Vortrages. Seine drin-
gende Empfehlung lautete: für ein Ge-
spräch für eine individuelle Beratung bei 
der Deutschen Rentenversicherung einen 
Termin einholen und um auch Lücken in 
der Erwerbsbiografie festzustellen. Ta-
rifbeschäftigte des öffentlichen Diens-
tes haben bereits eine vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund für alle geforderte 
Betriebsrente. Aus diesem Grund wurde 
auch Frau Birgit Schertler von der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Län-
der (VBL) zum Seminar eingeladen. Eine 
wichtige Botschaft war, dass die Stellung 
des Antrags zur Auszahlung der Zusatz-

Die Teilnehmenden vor dem Tagungsgebäude

Genau so geht‘s
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versicherung erst nach Erhalt des Renten-
bescheids möglich ist.

Von Jürgen Rittel, dem Zielgruppen-
manager Öffentlicher Dienst in Süd-
deutschland der SIGNAL IDUNA gab es 
Informationen über das Versicherungs-
unternehmen „Polizei-Versicherungs-AG 
(PVAG), von der GdP und SIGNAL IDUNA, 
und deren Leistungen, von der Kranken- 
und Pflege- über die Unfall- und Haft-
pflichtversicherung, durch die Vorteile 
einer Mitgliedschaft in der GdP bei ver-
schiedenen Versicherungsanlässen und 
die bildhafte Darstellung von möglichen 
Schadensereignissen.

Nach vielen Informationen zum The-
ma Rente und Versicherungen konnten 

sich die Teilnehmenden in der Sporthalle 
45 Minuten lang unter dem Motto „Fit im 
Alter – Bewegung im Alter“ mit Richard 
Fehrenbacher vom SV Nassig, erholen. 
Nach dem Abendessen wurden die Ge-
heimnisse des Taubertals erkundet. Im 
Kleinbus ging es unter Leitung von Uli 
Decker zur Weinprobe beim Weingut Ehr-
lenbach in Reicholzheim.

Am dritten Seminartag, Mittwoch, 10. 
Juni 2026, eröffnete unser GdP-Bundes-
seniorenvorsitzende Ewald Gerk das Ta-
gesprogramm mit seinem Beitrag zu den 
Themen Vorsorgevollmacht, Betreuungs- 
und Patientenverfügung mit der dringen-
den Empfehlung dies zu regeln. In Vertre-
tung des erkrankten Referenten Gerhard 

Kaiser von der GdP Hessen referierte Uli 
Decker über die Grundzüge des Erbrechts. 
Im zweiten Teil seiner Ausführungen ging 
Ewald Gerk auf die politischen Entwick-
lungen zur Gesundheits- und Pflegeversi-
cherung, zum Bundeskongress und zu den 
Landtagswahlen im Herbst in Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern 
ein. 

Den Abschluss des Seminars bildeten 
die Ausführungen von Gerhard Knorr, 
Landesseniorenvorsitzender in Bayern, zur 
Seniorenarbeit vor Ort mit praktischen 
Beispielen. Er forderte die Teilnehmenden 
auf, sich in die Seniorenarbeit aktiv mit 
einzubringen.	 n

Text: Marin Zerrinius/Bernd Braun
Alle Bilder: Martin Zerrinius

Weinprobe in Reicholzheim bei den Brüdern Ehrlenbach

Ewald Gerk beim Vortrag 
zum Thema Vorsorgen

IMMER NOCH NICHT VERFASSUNGSGEMÄSS
BESOLDUNGSGESETZ IM LANDTAG: GdP FORDERT DEUTLICHE NACHBESSERUNGEN

Die Hessische Landesregierung will 
mit einem neuen Gesetz die Besoldung 
und Versorgung der hessischen Beam-
tinnen und Beamten anpassen. Ziel ist 
es, die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts zur amtsangemessenen 
Alimentation umzusetzen. In der Anhö-
rung des Innenausschusses des Hessi-
schen Landtags hat die GdP Hessen den 
Gesetzentwurf ausführlich bewertet. Das 
Fazit fällt eindeutig aus: Der Entwurf 
enthält zwar einige Verbesserungen, löst 
das Grundproblem einer verfassungsge-
mäßen Besoldung jedoch nicht.

Die GdP begrüßt ausdrücklich, dass 
das Tarifergebnis zeit- und wirkungs-
gleich auf die Beamtinnen und Beamten 

übertragen werden soll. Ebenfalls positiv 
bewertet werden die Anhebung der Fami-
lienzuschläge, Anpassungen bei verschie-
denen Zulagen sowie der Wegfall der ers-
ten Erfahrungsstufe. Diese Maßnahmen 
führen für viele Kolleginnen und Kollegen 
zu finanziellen Verbesserungen.

Aus Sicht der GdP dürfen diese Ände-
rungen jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die Landesregierung weiterhin 
davon ausgeht, mit ihrem Gesetzentwurf 
die verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen vollständig zu erfüllen. Genau daran 
bestehen erhebliche Zweifel.

Im Mittelpunkt der Kritik steht das so-
genannte Familieneinkommensmodell. 
Nach den Berechnungen der Landesregie-
rung soll bei allen Beamtinnen und Beam-

ten oder Versorgungsempfängern ein fik-
tives Einkommen der Partnerin oder des 
Partners berücksichtigt werden. Dieses 
angenommene Einkommen dient dazu, 
rechnerische Lücken bei der Mindestali-
mentation zu schließen. Egal ob es eine 
Partnerin oder einen Partner überhaupt 
gibt. 

Für die GdP ist dieser Ansatz weder 
sachgerecht noch verfassungskonform.

Der Dienstherr ist verpflichtet, seine 
Beschäftigten selbst amtsangemessen zu 
alimentieren. Ob eine Partnerin oder ein 
Partner arbeitet, wie hoch das Einkom-
men ausfällt oder ob überhaupt ein Ein-
kommen erzielt wird, liegt außerhalb des 
Verantwortungsbereichs des Dienstherrn. 
An dieser Stelle noch mal der deutliche 
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Hinweis nach Wiesbaden: Es gibt Kolle-
ginnen und Kollegen die gar keinen Part-
ner haben, verwitwet sind oder getrennt 
leben und müssen sogar noch Unterhalt 
bezahlen!

Die GdP hat deshalb in der Anhörung 
deutlich gemacht:

Ein Einkommen, das der Dienstherr 
nicht zahlt, ist keine Besoldung.

Besonders problematisch wird der Ge-
setzentwurf nach Auffassung der GdP bei 
Alleinerziehenden.

Hier berücksichtigt das Land unter 
anderem den Unterhaltsvorschuss, um die 
verfassungsrechtlich erforderliche Min-
destalimentation rechnerisch zu errei-
chen. Doch auch dieser Ansatz überzeugt 
nicht.

Der Unterhaltsvorschuss ist keine Be-
soldung, sondern eine staatliche Sozial-
leistung zugunsten des Kindes. Er ersetzt 
ausbleibende Unterhaltszahlungen und 
dient gerade nicht dazu, eine zu niedrige 
Beamtenbesoldung auszugleichen. Zu-
dem plant die Bundesregierung drastische 
Einschnitte beim Unterhaltsvorschuss. 
Auch hier gilt der Grundsatz: Sozialleis-
tungen können die Alimentationspflicht 
des Dienstherrn nicht ersetzen.

Neben dem Familieneinkommensmo-
dell hat die GdP in ihrer Stellungnahme 

zahlreiche weitere Schwachstellen des 
Gesetzentwurfs aufgezeigt.

So bestehen erhebliche Zweifel daran, 
dass die verwendeten Mikrozensusdaten 
die tatsächlichen Lebensverhältnisse hes-
sischer Beamtinnen und Beamtenfamilien 
realistisch abbilden.

Auch die Berechnung der Steuerbelas-
tung erscheint widersprüchlich. Während 
bei der Einkommensberechnung von einer 
Mehrverdienerfamilie ausgegangen wird, 
erfolgt die steuerliche Betrachtung nach 
der Systematik eines Alleinverdienermo-
dells. Dadurch entstehen aus Sicht der 
GdP rechnerische Verzerrungen.

Darüber hinaus wurden in der Anhö-
rung weitere offene Fragen angespro-
chen, unter anderem zu
	O der Fortschreibungsprüfung,
	O den angesetzten Kranken- und Pfle-

geversicherungsbeiträgen,
	O einzelnen Parameterwerten der Be-

rechnung,
	O der Streichung der Erfahrungsstufe 1,
	O der Wechselschichtzulage sowie
	O der Mehrarbeitsvergütung.

Auch in diesen Punkten sieht die GdP 
weiteren Überarbeitungsbedarf.

Mit der Anhörung endet das Gesetzge-
bungsverfahren noch nicht. Die Stellung-

nahmen der Sachverständigen werden 
nun von den Fraktionen ausgewertet. An-
schließend kann der Gesetzentwurf noch 
verändert werden, bevor der Hessische 
Landtag endgültig darüber abstimmt.

Für die GdP Hessen ist deshalb klar: 
Noch besteht die Möglichkeit, die beste-
henden Schwächen des Gesetzentwurfs 
zu korrigieren. Diese Chance sollte ge-
nutzt werden.

Die GdP Hessen wird das weitere Ver-
fahren auch in den kommenden Monaten 
kritisch begleiten. Dazu gehört die ju-
ristische Begleitung durch das vom DGB 
beauftragte Rechtsgutachten, weitere 
Stellungnahmen im parlamentarischen 
Verfahren, die Petition der GdP sowie öf-
fentlichkeitswirksame Aktionen. Darüber 
hinaus werden zum Jahresende weitere 
rechtliche Schritte geprüft.

Unser Ziel bleibt unverändert: eine 
Besoldung, die den Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts entspricht und den 
Leistungen der hessischen Beamtinnen 
und Beamten gerecht wird.

Unsere Forderung ist eindeutig: 
Echte Besoldung statt fiktives Einkom-
men.	 n

Stefan Rüppel
Vorsitzender BZG NH

WENN UNSERE ZEIT NICHT MEHR REICHT

DIE ANSPRÜCHE HINTERBLIEBENER BEI VERFASSUNGSWIDRIGER BESOLDUNG

Sind Ansprüche aus der Verfas-
sungswidrigen Besoldung gegenüber 
dem Land Hessen bei Tod es Berechtig-
ten an unsere Erben vererbbar?

Wie wir vor einigen Wochen erfah-
ren haben, möchte die Landesregierung 
die festgestellte verfassungswidrige Be-
soldung bei den Beamten in die Zukunft 
gerichtet durch ein Gesetz mit Tricks 
„heilen“. Siehe hierzu auch den weiteren 
Artikel in diesem Heft. 

Aber Herr Innenminister Poseck teil-
te ebenfalls mit, dass die Jahre 2014 bis 
2023 rückwirkend in Bezug auf mögliche 
Nachzahlungen betrachtet werden. Noch 
in diesem Jahr würde die Hessische Lan-
desregierung auch hierzu eine Lösung 
verkünden, so weit so gut. Aber einige 
von uns haben diese Zeit nicht mehr, um 
auf eine Auflösung dieser Problematik zu 
warten, weil sie schwer erkrankt und vom 
Tode bedroht sind.

Vor einigen Wochen sprach mich eine 
GdP-Kollegin im Dienst in Kassel an, wie 
ich folgenden kurzen Sachverhalt ein-
schätzen würde: Seit einigen Jahren ist sie 
von ihrem Ex-Mann geschieden, der auch 
Polizeibeamter war. Er hatte auch die GdP-
Widersprüche gegen die verfassungswidri-
ge Besoldung immer gestellt. Mittlerweile 
ist er allerdings vor einigen Jahren verstor-
ben. Gemeinsam haben beide einen Sohn. 
Ihre Frage an mich war nun, ob ihr Sohn im 
Falle einer Rückzahlung die Ansprüche von 
seinem Vater erbt?

Eine, wie ich finde, spannende Frage, 
die ich natürlich ihr nicht beantworten 
konnte. Ich bat unsere GdP-Kollegin un-
seren GdP-Rechtsanwalt, Manuel Caps, 
mit dieser Frage anzuschreiben.

Manuel antwortete ihr auch zeitnah 
mit der klaren Botschaft – ja wenn der 
Sohn unserer Kollegin Erbe seines Va-
ters ist! Er konnte auch einige Anlagen 

über die rechtlichen Normen in einem 
Erbfall und der Ansprüche der Erben ge-
genüber dem Land Hessen recherchieren 
und hing diese an die Mail an.

Kollege Caps hat folgendes klarge-
stellt: In § 2 Hessisches Beamtenver-
sorgungsG wird geregelt, was Versor-
gungsbezüge sind und in Absatz 3, dass 
hier auch Einmalzahlungen aufgrund 
besoldungs- und versorgungsrechtlicher 
Anpassungsgesetze genannt werden. In 
§ 3 des Hessischen Besoldungsgesetzes, 
wird der Anspruch auf Besoldung für 
aktive Kolleginnen und Kollegen gere-
gelt. Das Bürgerliche Gesetzbuch stellt in 
§ 1922 klar, dass mit dem Tod einer Per-
son (Erbfall) das Vermögen (Erbschaft) auf 
ein oder mehrere Personen übergeht. In § 
1924 BGB wird die gesetzliche Erbfolge 
geregelt: Gesetzliche Erben der ersten 
Ordnung sind die Abkömmlinge des Erb-
lassers. Kinder erben zu gleichen Teilen.
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BESOLDUNGSREFORM - VERFASSUNGSGEMÄSS GEHT ANDERS!

Stattdessen rechnet das Land mit:
•	einem fiktiven Einkommen des Ehe- 

oder Lebenspartners 
•	möglichen Sozialleistungen 
•	statistischen Annahmen über Famili-

enmodelle 
Die GdP Hessen hält das für einen 

grundlegenden Systemwechsel und einen 
Verstoß gegen das Alimentationsprinzip 
des Grundgesetzes. Die Verantwortung 
für eine amtsangemessene Besoldung 
trägt ausschließlich der Dienstherr – nicht 
Partner, Familie oder Sozialleistungen. 

Unsere Kritik:
X Fiktive Partnereinkommen ersetzen 
keine Besoldung

Wer nur deshalb verfassungsgemäß 
bezahlt wird, weil der Ehepartner arbeiten 
könnte, erhält gerade keine eigenständige 
amtsangemessene Alimentation.
X Lebensrealität der Polizei wird igno-
riert. 

Schichtdienst, Nachtarbeit, Wochen-
enddienste und kurzfristige Einsätze er-
schweren eine regelmäßige Erwerbstä-
tigkeit des Partners erheblich. Dennoch 

stützt sich das Land auf allgemeine Mi-
krozensusdaten, die nach eigener Aussa-
ge keine Aussagen über Polizeifamilien 
zulassen. 
X Alleinerziehende werden benachteiligt

Besonders problematisch ist die Situ-
ation Alleinerziehender. Nach Auffassung 
der GdP darf selbst ein möglicher Unter-
haltsvorschuss nicht dazu dienen, eine 
unzureichende Besoldung rechnerisch 
auszugleichen. Sozialleistungen ersetzen 
keine verfassungsgemäße Alimentation. 
X Verbesserungen reichen nicht aus

Die GdP begrüßt ausdrücklich:
•	 höhere Familienzuschläge
•	 höhere Schicht- und Wechselschicht-

zulagen
•	 den Wegfall der ersten Erfahrungs-

stufe
Diese Verbesserungen ändern jedoch 

nichts an der grundsätzlichen Kritik am 
Berechnungsmodell. Die Forderungen der 
GdP Hessen: Die Landesregierung muss 
den Gesetzentwurf nachbessern.

Wir fordern:
•	eine amtsangemessene Besoldung aus-

schließlich aus Mitteln des Dienstherrn 
•	keine Anrechnung fiktiver Partnerein-

kommen 
•	keine Berücksichtigung von Sozialleis-

tungen zur Erfüllung der Alimentati-
onspflicht 

•	realistische Datengrundlagen statt sta-
tistischer Annahmen 

•	vollständige Anerkennung bereits ge-
leisteter Erfahrungszeiten 

•	echte finanzielle Verbesserungen für 
Schicht- und Wechselschichtdienst 

•	eine strukturelle Stärkung der Grund-
besoldung statt komplizierter Rechen-
modelle. 

Klare Botschaft der GdP Hessen
„Eine verfassungsgemäße Besoldung 

ist kein Rechenmodell und kein politi-
scher Kompromiss. 

Der Dienstherr darf seine Alimentati-
onspflicht nicht auf Partner oder Sozial-
leistungen verlagern. 

Wer Verantwortung, Belastung und 
Einsatz von Polizeibeschäftigten anerkennt, 
muss auch bereit sein, sie verfassungsge-
mäß und aus eigener Kraft zu bezahlen. 

Alles andere gefährdet das Vertrauen 
in den Dienstherrn und die Attraktivität 
des Polizeiberufs.“                                         

Jens Mohrherr

Die Landesregierung behauptet, mit der 
jetzigen Besoldungsreform die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts umzu-
setzen. Nach intensiver rechtlicher Prü-
fung kommt die GdP Hessen zu einem 
anderen Ergebnis: Der Gesetzentwurf 
beseitigt die verfassungsrechtlichen De-
fizite nicht, sondern verschiebt sie in ein 
neues Berechnungsmodell. Die geplante 
Alimentation soll künftig nicht mehr al-
lein durch die Besoldung des Dienstherrn 
sichergestellt werden.
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In der Beck-Online-Datenbank kann 
man dazu im Kommentar zu § 1922 BGB 
u.a. folgendes finden: Zum Vermögen 
zählt damit die Gesamtheit aller, auch 
bedingten, befristeten und zukünftigen 
vermögensrechtlichen Beziehungen des 
Erblassers. 

Mit dem Erbfall treten die Erben im 
Wege des Vonselbsterwerbs in die ver-
mögensrechtliche Position des Erblassers 
ein. Generell regeln die §§ 1924-1936 
BGB die Privat und Familienerbfolge.

Der Blick auf die §§ soll hier enden. 
Aber der Leser kann sich nun selbst ein 
Bild machen und bei Bedarf sich „Muniti-
on“ für ein Schreiben an die Bezügestelle 
zusammenstellen. 

Manuel Caps hat unserer Kollegin 
dann folgendes zusammenfassend ge-
schrieben: 

„Ja der leibliche Sohn hat ein Anrecht, 
soweit er Erbe seines Vaters ist (nach ge-
setzlicher Erbfolge oder Testament), hat 
er anteilig Anspruch auf alle vererblichen 
vermögensrechtlichen Ansprüche des Va-
ters. Dazu zählen auch mögliche Nach-
zahlungen wegen der verfassungswidri-
gen Besoldung, die der Vater durch seine 
Widersprüche gesichert hat. 

Muss er gegebenenfalls auch selbst 
nach dem Tod des Widerspruchs einlegen?

Für die Ansprüche des Vaters: Nein. Die 
bereits eingelegten Widersprüche des Va-
ters sichern dessen Rechtsposition, diese 

geht mit dem Tod auf die Erben über. Ein 
eigener Widerspruch des Sohnes ist hier 
nicht erforderlich. Ich würde ihnen aber 
trotzdem raten, weiterhin einen Rechtsan-
walt mit Schnittstelle Verwaltungsrecht 
Hessen und Erbrecht für eine verbindliche 
Rechtsauskunft zu kontaktieren.“

Sollte ein solcher Erbfall eintreten, 
müssen sich die Erben proaktiv an die 
Bezügestelle wenden und ihre Ansprüche 
geltend machen. Ich wünsche uns allen, 
dass wir noch genügend Zeit haben, die 
Auflösung des Konfliktes mit der Besol-
dung selbst zu erleben.	 n

Stefan Rüppel
BZG Nordhessen
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POLITISCHES SOMMERLOCH STATT PROBLEMLÖSUNG

Liest man die Pressemitteilung Nr. 257  
des Innenministeriums v. 21.07.2026, 
könnte man meinen, Hessens Polizei be-
finde sich in einem wahren polizeilichen 
Schlaraffenland.

Die Beschäftigten seien gut ausge-
stattet. Die Stimmung sei hervorragend. 
Die Polizei sei ein attraktiver Arbeitgeber. 
Man habe offen gesprochen, Kritik aufge-
nommen und überall hoch motivierte Be-
amtinnen und Beamte angetroffen. Kurz 
gesagt: Hessen macht alles richtig.

Bleibt eigentlich nur eine Frage:
Bei welcher Polizei war der Innenminis-
ter eigentlich unterwegs?

Denn die Realität vieler Kolleginnen 
und Kollegen sieht wahrlich anders aus.

Seit mehr als einem Jahrzehnt kämpfen 
die Gewerkschaften für eine verfassungs-
gemäße, amtsangemessene Besoldung. 

Mehrfach bereits haben Gerichte (vom 
Verwaltungsgerichtshof in Kassel bis zum 
BVerfG in Karlsruhe) den Gesetzgeber 
unmissverständlich darauf hingewiesen, 
dass erheblicher Handlungsbedarf und ein 
rechtswidriger Zustand besteht. 

Trotzdem warten Hessens Polizisten 
bis heute vergeblich auf eine nachhaltige 
überfällige Lösung. Ein Spiel auf Zeit! 

Wertschätzung lässt sich eben nicht 
in Sonntagsreden und „lockeren Dienst-
stellenbesuchen“ ausdrücken – sie zeigt 
sich, leider vergebens, jeden Monat auf 
der Besoldungsabrechnung.

Hinzu kommen immer noch andau-
ernde Personalengpässe, steigende Belas-
tungen, immer komplexere Einsatzlagen 
und eine Bürokratie, die viele Kolleginnen 
und Kollegen inzwischen mehr beschäf-
tigt als die eigentliche Polizeiarbeit.

Doch darüber liest man in der Presse-
mitteilung des Ministers kein Wort.

Stattdessen erfährt man, dass sich der 
„weit überwiegende Teil der Beamten gut 
ausgestattet“ fühle und die Polizei Hessen 
ein besonders attraktiver Arbeitgeber sei.

Natürlich wünschen wir uns alle, dass 
dies der Realität entspräche. Bei der Aus-
stattung in Hessen gibt es zugegebener-
maßen auch einige wirklich positive Ent-
wicklungen und Ansätze. 

Doch zwischen Wunsch und Wirklich-
keit liegt häufig nur eine Nachtschicht.

Bemerkenswert ist auch die Aussage 
des Ministers, bei seinen Besuchen sei 
Kritik „ganz offen“ angesprochen worden.

Einmal unterstellt, das wäre wirklich so 
gewesen, was ich aus jahrelanger Erfah-
rung in meiner aktiven Zeit nicht glaube, 
stellt sich mir die entscheidende Frage:
Wie offen kann ein Gespräch tatsächlich 
sein, wenn der oberste Dienstherr, der Mi-
nister himself, persönlich vor einem sitzt?

Und neben diesem natürlich die als 
obligatorische Begleitung in Hochglan-
zuniform oder Anzug herausgeputzte 
Dienststellenleitung, Direktions- oder 
Inspektionsleitung und Vertreter der Ab-
teilung Einsatz. Oft auch eine Polizeiprä-
sidentin oder Polizeipräsident in Uniform, 
die als „Nichtpolizisten“ oftmals für ein 
gewisses verstecktes Schmunzeln sorgen.

Wer erwartet ernsthaft, dass Beschäf-
tigte ihrem obersten Vorgesetzten und 
der eigenen Führung unverblümt erklä-
ren, weshalb sie sich seit Jahren bei der 
Besoldung übergangen fühlen, warum die 
Belastungsgrenze vielerorts überschritten 
ist, oder weshalb das Vertrauen in politi-
sche Versprechen zunehmend schwindet?

Und ganz nebenbei, Personalräte oder 
Gewerkschaftsvertreter werden natür-
lich nicht eingeladen. Sind sie doch das 
Sprachrohr der Beschäftigten, die sich 

wagen, die Wahrheit un-
verblümt auszusprechen. 

Das ist aber schlecht 
für die Pressemitteilung 
und keine Werbung für 
den Innenminister und 
seine Landesregierung.

Hier wirken Hierar-
chien. Und Hierarchien 
verändern grundlegend 
Gesprächssituationen.
Das ist menschlich.

Deshalb sind Besuche 
auf Dienststellen wichtig 

– aber sie ersetzen keine ehrliche und of-
fene Bestandsaufnahme.

Denn die findet tagtäglich dort statt, 
wo Streifen gefahren, Ermittlungen ge-
führt, Anzeigen aufgenommen und Ein-
sätze bewältigt werden. 

Dort hört man weniger Jubel über mo-
derne Diensthandys, als vielmehr Fragen 
nach ausreichend Personal, funktionie-
render Technik, planbaren Dienstzeiten 
und einer Besoldung, die der Verantwor-
tung des Polizeiberufs gerecht wird. 

Gerade deshalb wirkt die veröffent-
lichte Bilanz wie eine Hochglanzbroschü-
re aus dem Ministerium:
•	 Viel (Eigen)Lob.
•	 Viel Selbstzufriedenheit.
•	 Viel Selbstbeweihräucherung.

Wer allerdings glaubt, dass sich Moti-
vation dauerhaft durch Pressemitteilungen 
erzeugen lässt, verkennt die Stimmung in 
vielen Dienstgruppen, Ermittlungsgruppen, 
Einheiten und Kommissariaten.

Die hessische Polizei braucht keine 
Sommertour, auf deren Abschlussfoto alle 
lächeln und zufrieden wirken. Sie braucht 
politische Entscheidungen.

Eine endlich verfassungsgemäße Be-
soldung. Mehr Personal. Weniger Bürokra-
tie. Eine moderne Ausstattung. Und vor al-
lem das Gefühl, dass Wertschätzung nicht 
nur ausgesprochen, sondern gelebt wird.

Denn eines ist unbestritten:
Die Sicherheit in Hessen entsteht tat-

sächlich vor Ort. Auf der Straße. Nur ent-
steht sie nicht durch Pressetermine.

Sondern durch die Frauen und Männer 
der Polizei, die Tag und Nacht ihren Dienst 
leisten – oft unter Bedingungen, die deut-
lich weniger glänzen als die Pressemittei-
lungen des Innenministeriums.                     

Peter Wittig

Die parlamentarische Sommerpause hat 
ihre Vorteile. Während der Hessische 
Landtag in der sitzungsfreien Zeit ver-
harrt und die wirklich schwierigen poli-
tischen Entscheidungen warten müssen, 
bleibt offenbar genügend Zeit für eine 
Sommertour durch die Polizeidienststel-
len des Landes. Unter dem Motto „Si-
cherheit entsteht vor Ort – Innenminis-
ter im Dialog mit der Polizei“ besuchte 
Innenminister Roman Poseck zahlreiche 
Dienststellen und zog anschließend eine 
rundum positive Bilanz.

WENN DIE SELBSTINSZENIERUNG WICHTIGER ERSCHEINT ALS DIE WERTSCHÄTZUNG
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// RECHT UND GESETZ //

RECHTSTIPP-REIHE „BEAMTE IM RECHT“

Die Rechtstipp-Reihe „Beamte im Recht“ richtet sich insbesondere an die in ganz 
Deutschland tätigen Polizeivollzugsbeamten, aber auch an die Polizeibeschäftigten 
im Vollzugsdienst der Polizei, die durch ihre tägliche Arbeit stets der Gefahr der Straf-
verfolgung ausgesetzt sind. Sie gibt nützliche Tipps zum Umgang mit Ermittlungsver-
fahren aufgrund hoheitlicher Maßnahmen aus Sicht des Strafverteidigers und soll den 
Betroffenen eine erste Orientierung in einer regelmäßig ungewohnten Rolle geben. Im 
ersten Teil der Rechtstipp-Reihe „Beamte im Recht“ wurden dem Leser unabhängig 
vom konkreten Vorwurf ganz grundlegende Handlungsempfehlungen zum Umgang 
mit strafrechtlichen Ermittlungsverfahren aus Anlass polizeilicher Einsatzlagen gege-
ben. In diesem Rechtstipp geht es um den „Klassiker“ der Ermittlungsverfahren gegen 
Polizeibeschäftigte in Form des Ermittlungsverfahrens wegen Körperverletzung im 
Amt nach § 340 StGB.
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EIN FACHBLICK AUF POLIZEILICHE PRAXIS MIT RECHTSANWALT DR. PASCAL JOHANN

 TEIL 2: VORWURF DER KÖRPERVERLETZUNG IM AMT 

Zum Autor: Rechtsanwalt Dr. Pascal Johann 
ist seit 2013 als Strafverteidiger tätig, seit 
2014 liegt sein Augenmerk auf der bundes-
weiten Vertretung von Polizeibeamten. Egal 
ob es um konkrete Ermächtigungsgrundla-
gen nach dem jeweiligen Polizeigesetz, be-
stimmte Hebel- und Einsatztechniken oder 
schlicht die polizeilichen Arbeitsabläufe im 
Schichtdienst geht, Herr Dr. Johann kann 
dank seiner jahrelangen Erfahrung in diesem 
Beratungsfeld auf eine einmalige Expertise 
zurückgreifen, die ihn deutschlandweit zum 
gefragten Referenten, Ansprechpartner für 
Journalisten und Strafverteidiger für Polizei-
beamte macht. Mehr: www.fürstrafrecht.de

1. Allgemeines
Zur Körperverletzung im Amt kommt 

es im Wesentlichen unter zwei verschie-
denen Vorzeichen: Entweder werden po-
lizeiliche Anweisungen nicht befolgt und 
muss deshalb unmittelbarer Zwang ange-
wendet werden, oder aber die Polizeibe-
amten sehen sich einem rechtswidrigen 
Angriff im Sinne des § 32 StGB ausge-
setzt und müssen hierauf im Wege der 
Notwehr reagieren.

Die Grenzen zwischen polizeirechtli-
chen Ermächtigungsgrundlagen und der 
Notwehr sind dabei oft fließend. Muss zur 
Identitätsfeststellung die Handfessel an-
gelegt werden und tritt der Beschuldigte 
dabei nach den Beamten, rechtfertigt sich 
die Identitätsfeststellung nach dem Po-
lizeirecht oder der Strafprozessordnung, 
ein potenziell den Tritt abwehrender 
Schockschlag nach dem Notwehrrecht.

2. Die Bedeutung des Einsatzberichts 
Egal auf welcher Rechtsgrundlage 

das polizeiliche Handeln beruht, dem 

anschließenden Bericht über die konkre-
ten Abläufe kommt für den Verlauf eines 
Strafverfahrens wegen Körperverletzung 
im Amt erhebliche Bedeutung zu. 

Das gilt zwar selbstverständlich für alle 
Vorwürfe gegenüber Polizeibeamten, ge-
rade im Zusammenhang mit körperlichen 
Auseinandersetzungen ist ihre Bedeutung 
in der Praxis aber besonders groß. 

Schließlich wird der Sachverhalt zwar 
immer häufiger, aber doch noch verhält-
nismäßig selten videografisch festgehal-
ten, oder ist er sonst in irgendeiner Form 
für die Staatsanwaltschaft objektiv nach-
prüfbar. 

Die Bedeutung eines guten Berichts 
wird von den Polizeibeamten gerade in 
vermeintlich eindeutigen Sachverhal-
ten gleichwohl häufig erheblich unter-
schätzt. Das ist äußerst gefährlich, denn 
selbst wenn die Maßnahme professionell 
durchgeführt wurde, ergibt sich das nicht 
auch aus dem Bericht, so ist die Staatsan-
waltschaft schon durch den Amtsermitt-
lungsgrundsatz verpflichtet, das konkrete 
polizeiliche Handeln aufklären zu lassen. 
Folgendes gilt es deshalb ganz besonders 
zu beachten.
a) Form und Inhalt des Berichts

Form und Inhalt eines jeden Polizei-
berichts spielen für die Würdigung durch 
den Staatsanwalt oder Richter eine nicht 
zu unterschätzende Rolle. 

Fehlerfreie Rechtschreibung und kor-
rekte Interpunktion fallen mittlerweile 
zwar positiv auf, sollten aber für ein offi-
zielles Dokument selbstverständlich sein. 

Wenn ein Bericht geschrieben wird1,  
muss dieser inhaltlich so transparent wie 
möglich formuliert werden.

b) Zeitpunkt des Berichts
Im Schichtdienst und bei enger Perso-

naldecke haben Polizeibeschäftigte nicht 

Praxistipp: 
Mitunter herrscht unter Polizeibeamten 
nach wie vor der Irrglaube, polizeiliches 
Einsatzhandeln dürfe nicht durch Not-
wehr gerechtfertigt werden, weil sonst 
Amtshaftungsansprüche im Raum stün-
den oder auch, dass sich Polizeibeamte 
gar nicht auf Notwehr berufen dürften. 
Beides ist unzutreffend, wie sich einer-
seits schon aus Art. 31 GG („Bundesrecht 
bricht Landesrecht“), andererseits aus der 
Grundsatzentscheidung des Bundesge-
richtshofs aus dem Jahr 1958 ergibt, vgl. 
dazu BGH Urteil vom 08.07.1958, Az.: 1 
StR 218/58

Hinweis:   Im Text wird der Begriff „Polizeibeamte“ verwendet. Gemeint sind hierbei alle Polizeibeschäftigten im 
Vollzugsdienst (auch Angestellte). Auch die weibliche Form der Beschäftigten ist hiermit eingeschlossen.  

Praxistipp: 
Wenn man erklärt, wie und vor allem wa-
rum man als Polizeibeamter agiert hat, 
ist das für den Staatsanwalt sehr viel 
leichter nachzuvollziehen, als wenn man 
im Ungewissen bleibt. „Der Beschuldigte 
versuchte, sich aus dem Griff zu lösen, 
weshalb er an der Wand fixiert wurde“ - 
ist für den objektiven Leser etwa deutlich 
weniger schlüssig als: „Der Unterzeichner 
hielt den Beschuldigten mit seiner rech-
ten Hand an dessen linkem Handgelenk 
fest. Rechtsseitig zum Unterzeichner be-
fand sich im Abstand von etwa anderthalb 
Metern eine Wand. Der Beschuldigte zog 
seine linke Hand für den Unterzeichner 
überraschend mit Schwung zu sich und 
machte mehrere Schritte nach hinten, um 
sich aus dem Griff des Unterzeichners zu 
lösen. Der Unterzeichner konnte den Griff 
nicht halten und ging dem Beschuldigten 
deshalb sofort nach. Der Unterzeichner 
ergriff sodann den rechten Oberarm des 
Beschuldigten und drückte den Beschul-
digten mit der Brust an die Wand, um eine 
Flucht zu verhindern.“

1Dieser verbietet sich beispielsweise grundlegend bei Schusswaffenverfahren
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immer die Möglichkeit, ihre Vermerke im 
Nachgang zu Körperverletzungshand-
lungen so umfassend und detailliert zu 
verfassen, wie sie es gerne würden. Nach 
einem anstrengenden Nachtdienst in ei-
ner Großstadt am Wochenende ist man 
oft schlicht zu müde und erschöpft und 
einfach nur froh, nach Hause ins Bett zu 
kommen. In dieser Situation ist die Gefahr, 
einen unzureichenden Bericht zu verfas-
sen, besonders groß. Vor diesem Hinter-
grund ist es deutlich besser, Berichte erst 
mit frischem Kopf im nächsten oder über-
nächsten Umlauf zu schreiben, als etwas 
zu Papier zu bringen, das möglicherweise 
dann erst recht Fragen aufwirft.

3. Die Bedeutung der Androhung 
Polizeibeamte arbeiten gerade in 

Brennpunktbezirken häufig mit Men-
schen, die den notwendigen Respekt vor 
der Polizei entweder nie gelernt, oder 
jedenfalls im Laufe ihres Lebens verloren 
haben. Es ist faktisch etwas völlig an-
deres, ob man im Bahnhofsbereich einer 
Großstadt oder im gut situierten Vorort 
eine Personenkontrolle durchführt. Man 
darf als Polizeibeamter gleichwohl nie 
vergessen, dass die allermeisten polizei-
rechtlichen Ermächtigungsgrundlagen 
nicht nach dem Einsatzort unterscheiden. 

Einen guten Polizeibeamten zeichnet 
aus, dass er sowohl in dem einen als auch 
in dem anderen Umfeld den richtigen Ton 
trifft und dem Bürger die bevorstehenden 

polizeilichen Maßnahmen nachvollzieh-
bar erklärt. 

Sie ist auch Grundvoraussetzungen für 
eine Strafbarkeit nach § 113 StGB, denn 
die Androhung ist häufig Teil der Recht-
mäßigkeit der polizeilichen Maßnahme.

Genau wie eine unterlassene, kann 
aber auch eine zu oft wiederholte Andro-
hung zu Problemen führen. Schließlich 
nimmt der Betroffene die Androhung ir-
gendwann nicht mehr ernst und der Be-
amte verliert an Autorität. 

4. Wenn was schiefgelaufen ist
Polizeibeamte sind auch nur Men-

schen - und wo Menschen arbeiten, pas-
sieren Fehler. Hierfür geradezustehen ist 
nicht immer leicht, aber für Polizeibe-
amte alternativlos. Wenn man der Auf-
fassung ist, dass einem in der konkreten 
Maßnahme ein Fehler unterlaufen ist, so 
sollte man zunächst von seinem Recht 
nach § 55 StPO Gebrauch machen und 
sich fachlich kompetenter Beratung be-
dienen. Keinesfalls sollte man in seinem 
Bericht Abläufe anders darstellen, als sie 
sich tatsächlich zugetragen haben.  Das 
führt immer häufiger zum Verbrechens-
vorwurf der Verfolgung Unschuldiger und 
hat regelmäßig deutlich massivere Konse-
quenzen als das Eingestehen von Fehlern 
in einer hektischen Festnahmesituation.

5. Eigene Verletzungen und Adhäsions-
anträge

Es kommt häufig vor, dass Polizeibe-
amte bei Einsätzen, in denen unmittel-
barer Zwang angewandt oder in Notwehr 
gehandelt wurde, selbst verletzt werden. 

Es empfiehlt sich, diese Verletzungen 
genauso fotografisch festzuhalten, wie 
etwaige Verletzungen des Betroffenen, so 
dass gerade auch für die Verfahren wegen 
Tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbe-
amte eine solide Beweislage geschaffen 
werden kann.

Adhäsionsanträge sind in der Pra-
xis selten von großem Erfolg gekrönt, 
gleichwohl hat jeder Polizeibeamte die 
Möglichkeit, mit Hilfe von im Internet frei 
verfügbaren Adhäsionsantragsformularen 
seine Ansprüche mit wenig Aufwand zu 
verfolgen. Der Antrag muss immer eine 
Mindestsumme an Schmerzensgeld ent-
halten, die man für angemessen hält. 

Abgesehen von der Bezifferung dieser 
Mindestsumme kann man den Schmer-
zensgeldbetrag aber in das Ermessen des 
Gerichts stellen. Es sollte außerdem auch 
über eine Dienstunfallmeldung nachge-
dacht werden. Die Angaben in dieser Mel-
dung sind allerdings ebenfalls Beweismit-
tel im Strafverfahren und dürfen deshalb 
keine Abweichungen zu anderen Schilde-
rungen enthalten. 
7. Fazit

Polizeibeamte kommen häufig in Situ-
ationen, in denen sie unmittelbaren Zwang 
anwenden oder gar Notwehr zur eigenen 
Verteidigung ausüben müssen. Im Jahr 
2024 kam es deutschlandweit zu 1.796 Er-
mittlungsverfahren wegen KV im Amt. 

Wichtig ist, dass sich die Beamten 
dieser Gefahren stets bewusst sind, schon 
um eigene schwere Schäden zu vermei-
den. Gleichzeitig müssen sie sich aber 
auch der mit dem staatlichen Gewalt-
monopol einhergehenden Verantwortung 
bewusst sein. Der Schwerpunkt liegt da-
bei häufig in der nachträglichen Begrün-
dung des polizeilichen Einsatzhandelns. 

Die Berichte müssen inhaltlich zutref-
fend und für den Leser, der nicht vor Ort 
war, transparent und nachvollziehbar 
sein. Im Zweifel sollte man lieber ein paar 
Tage warten und sich ggf. um anwaltli-
chen Rat bemühen, ehe man etwas zu 
Papier bringt, das einem später auf die 
Füße fällt.                                              

Dr. Pascal Johann
Im nächsten Heft:
Vorwurf der Strafvereitelung im Amt

Praxistipp: 
Mitunter sehen sich Polizeibeamte gera-
de nach der Anwendung unmittelbaren 
Zwangs oder der Ausübung von Notwehr 
dem Druck des Vorgesetzten ausgesetzt, 
noch im selben Dienst oder gar in der 
Freizeit einen Bericht zu verfassen. Nach 
meinem Dafürhalten sollte man als Po-
lizeibeschäftigter dabei mit Augenmaß 
vorgehen und wie folgt differenzieren: 
Kleinere Berichte, etwa nach Fesselun-
gen ohne Widerstand oder tätlichem 
Angriff, sind Alltagsgeschäft und können 
ohne besondere Auffälligkeiten im Ein-
satz durchaus zeitnah erledigt werden. 
Je umfassender und folgenträchtiger die 
polizeiliche Maßnahme war, umso eher 
sollte man sich aber die notwendige Zeit 
nehmen, den Bericht zu verfassen. Das 
ist im Sinne aller Beteiligten und daher 
weder straf- noch disziplinarrechtlich zu 
beanstanden. Schließlich gilt, dass Sie als 
Polizeibeamter in so einer Situation auch 
gar keine Angaben machen müssen, vgl. 
dazu schon unseren Rechtstipp Beamte 
im Recht – Teil 1: Ermittlungsverfahren 
gegen Polizeibeschäftigte.

Praxistipp: 
Für die hier relevanten Ermittlungsver-
fahren wegen Körperverletzung im Amt 
spielt die Androhung regelmäßig eine 
große Rolle, obwohl sie materiell-recht-
lich – etwa im Rahmen der Notwehr2  – 
gar nicht erforderlich ist. Da sich Not-
wehrmaßnahmen aber sehr häufig aus 
polizeirechtlichen Gefahrenabwehrmaß-
nahmen ergeben, empfehle ich möglichst 
frühzeitig, möglichst höflich aber eben 
auch möglichst deutlich anzudrohen und 
die Maßnahme dann auch zeitnah mit 
Zwang durchzusetzen. So wird einerseits 
dem Betroffenen der Maßnahme sofort 
der Ernst der Lage klar gemacht, anderer-
seits kann dann auch bei plötzlicher Es-
kalation der Lage nicht kritisiert werden, 
dass der Deeskalation zu lange der Vorzug 
gegeben wurde. Nicht wenige polizeiliche 
Lagen eskalieren nach meiner Erfahrung 
vor allem deshalb, weil man sich als Po-
lizeibeamter zu lange hat auf der Nase 
herumtanzen lassen.

Praxistipp: 
Ein kurzes Telefonat mit einem Anwalt 
kann schwere Fehler vermeiden und ist 
bei vielen Rechtsanwälten als kostenlose 
Ersteinschätzung auch ohne jedes wirt-
schaftliche Risiko.

Dieser Text darf ohne ausdrückliche Genehmigung des Urhebers oder 
Rechteinhabers weder ganz noch in Teilen vervielfältigt, verbreitet 
oder in sonstiger Weise verwendet werden. Alle Rechte vorbehalten.

  2Die Problematik eines Warnschusses im Rahmen der Notwehr beim Schusswaffengebrauch ist vielschichtig und hier nicht gemeint.

// RECHT UND GESETZ //
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// POLITIK UND GESELLSCHAFT //

SOZIALKRIMINALITÄT - ANSPRUCH UND WIRKLICHKEIT 

Sie erfordert ein hohes Maß an Fach-
wissen, umfangreiche Ermittlungen, so-
wie eine enge Zusammenarbeit mit So-
zialleistungsträgern, Finanzbehörden, der 
Polizei und der Justiz. 

Anders als bei vielen klassischen 
Delikten müssen große Datenmengen 
ausgewertet, komplizierte Sachverhalte 
rekonstruiert und rechtliche Besonder-
heiten berücksichtigt werden. Dies bindet 
erhebliche personelle Ressourcen. 
Fachkompetenz und Personal

Gerade spezialisierte Ermittlungsbe-
reiche sind deshalb auf ausreichend qua-
lifiziertes Personal angewiesen. 

Nicht unerhebliche Personallücken 
oder eine dauerhaft hohe Arbeitsbelas-
tung führen dazu, dass Verfahren länger 
dauern, Ermittlungsansätze nicht in der 
erforderlichen Tiefe verfolgt werden kön-
nen und Präventionsmaßnahmen in den 
Hintergrund treten. 

Langfristig besteht die Gefahr, dass 
Täter das Entdeckungsrisiko als gering 
einschätzen und Sozialkriminalität da-
durch weiter an Attraktivität gewinnt. Auf 
Initiative des hessischen Innenministers 
wurde das Thema seit Anfang des Jahres 
breit aufgestellt und öffentlichkeitswirk-
sam in den Fokus gerückt. Davon zeugen 
die vielen Pressemitteilungen. 
Vertrauensbildung und Abschreckung

Der Nutzen einer konsequenten Be-
kämpfung der Sozialkriminalität geht 
weit über die Verfolgung einzelner Straf-
taten hinaus. Jeder aufgedeckte Betrugs-
fall schützt öffentliche Mittel, die für 
Menschen bestimmt sind, die tatsächlich 
auf staatliche Unterstützung angewiesen 
sind. 

Gleichzeitig stärkt eine wirksame 
Strafverfolgung das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in die Integrität 
staatlicher Institutionen. Investitionen in 
personelle Ressourcen sind daher nicht 
ausschließlich als ein Kostenfaktor anzu-
sehen. Sie leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Sicherung des Gemeinwohls und zur 
Stabilität des Sozialstaates. 
Politische Signale

Politische Entscheidungsträger beto-
nen regelmäßig die Bedeutung der Be-
kämpfung von Sozialleistungsbetrug und 
setzen mit entsprechenden Ankündigun-
gen deutliche Signale. 

Solche politischen Botschaften ent-
falten jedoch nur dann nachhaltige Wir-
kung, wenn sie mit den notwendigen 
personellen und organisatorischen Vor-
aussetzungen unterlegt werden. Symboli-
sche Forderungen allein reichen nicht aus, 
wenn den zuständigen Polizeibehörden 
die Kapazitäten fehlen, um diese Erwar-
tungen zu erfüllen.
Wer soll das leisten?

In diesem Zusammenhang wird häufig 
auch die Frage der Wertschätzung gegen-
über der Polizei diskutiert. Wertschätzung 
zeigt sich nicht allein in Bekundungen 
oder politischen Erklärungen, sondern vor 
allem in konkreten Maßnahmen. 

Dazu gehören eine bedarfsgerechte 
Personalausstattung, moderne technische 
Ausstattung und kontinuierliche Fort-
bildung. Werden diese Voraussetzungen 
nicht geschaffen, entsteht bei Beschäf-
tigten der Eindruck, dass die hohe Verant-
wortung und der erhebliche Arbeitsauf-
wand zwar politisch anerkannt, praktisch 
jedoch nicht unterstützt werden. 

Eine nachhaltige Förderung der per-
sonellen Ressourcen ist deshalb nicht nur 
Ausdruck einer leistungsfähigen Sicher-
heitsarchitektur, sondern auch ein sicht-
bares Zeichen der Anerkennung gegen-
über den Polizeibeschäftigten, die täglich 
einen wesentlichen Beitrag zum Schutz 
des Rechtsstaates leisten. 

Aus diesem Grund darf nicht der Fi-
nanzminister mit dem Rotstift die Ent-
scheidung über Personal treffen. Hier gilt 
es, auch die über 4 Millionen Überstunden 
in der Polizei in den Blick zu nehmen. 

Dieser Stundenberg trifft eine klare 
Aussage und die lautet: weitere Stellen 
für die Polizei im Haushalt zu schaffen! 

Es müssen endlich die Realitäten an-
erkennt werden, politische Entscheidun-
gen und Botschaften dürfen nicht auf 
Kosten der Gesundheit der Polizeibeschäf-
tigten fußen.                                                   

Daniel Klimpke

Sozialkriminalität stellt Politik und Ge-
sellschaft vor erhebliche Herausforde-
rungen. Straftaten zum Nachteil der 
Sozialsysteme verursachen nicht nur 
hohe finanzielle Schäden, sondern un-
tergraben auch das Vertrauen der Be-
völkerung in die Funktionsfähigkeit des 
Sozialstaates. Die Aufklärung solcher 
Delikte ist häufig äußerst komplex, das 
aus unterschiedlichen Gründen. 
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// KOMMENTAR/MEINUNGSBEITRAG //

AUS HESSISCHER BRILLE AUF DIE IMK GEBLICKT

Aus hessischer Sicht fällt positiv auf, 
dass Innenminister Dr. Roman Poseck 
mehrere Initiativen erfolgreich in die Be-
ratungen eingebracht hat. 

Insbesondere die intensivere Bekämp-
fung des gewaltorientierten Linksextre-
mismus, die stärkere Zusammenarbeit der 
Sicherheitsbehörden und die Verbesse-
rung der Möglichkeiten zur Aufenthalts-
feststellung ausreisepflichtiger Personen 
sind Themen, die Hessen seit längerem 
vorantreibt. 

Blieb der Fokus in den vergange-
nen Jahren nahezu ausschließlich beim 
Rechtsextremismus hängen, besteht nicht 
zuletzt aufgrund der Anschläge auf die 
kritische Infrastruktur der vergangenen 
Monate erheblicher Nachholbedarf.

Die Bewertung dieser Initiativen darf 
jedoch nicht allein an der Zahl angenom-
mener Beschlüsse gemessen werden. Für 
die Beschäftigten der Polizei stellt sich 
vielmehr die entscheidende Frage: 

Was kommt davon tatsächlich auf der 
Dienststelle an? 

Denn jede neue Aufgabe, jede neue 
Strategie und jede zusätzliche Zustän-
digkeit setzt voraus, dass ausreichend 
Personal, moderne Technik und eine funk-
tionierende Infrastruktur vorhanden sind. 

Gerade daran mangelt es vielerorts. 
Auch bei uns in Hessen erleben Kollegin-
nen und Kollegen täglich, dass Personal-
engpässe, sanierungsbedürftige Liegen-
schaften und eine hohe Arbeitsbelastung 
längst zum Normalzustand geworden 
sind. Wer gleichzeitig mehr Resilienz, 
mehr Bevölkerungsschutz und eine stär-
kere Verzahnung mit anderen Behörden 
fordert, muss auch bereit sein, die not-
wendigen finanziellen und personellen 

Voraussetzungen zu schaffen. Besonders 
bemerkenswert ist der geplante Schul-
terschluss zwischen innerer und äußerer 
Sicherheit. 

Die stärkere Einbindung der Bundes-
wehr sowie die gemeinsame Vorbereitung 
auf Krisenlagen zeigen, dass Sicherheit 
heute nicht mehr isoliert gedacht werden 
kann. Diese Entwicklung ist nachvollzieh-
bar und angesichts der geopolitischen 
Lage konsequent. Gleichzeitig darf dabei 
eines nicht übersehen werden: 

Die Polizei bleibt auch künftig in ers-
ter Linie Garant der inneren Sicherheit. 
Ihre originären Aufgaben dürfen durch 
neue gesamtstaatliche Erwartungen nicht 
zusätzlich belastet werden, ohne die Poli-
zeibehörden entsprechend zu stärken. 

Ein weiterer Schwerpunkt der IMK 
war die Stärkung kritischer Infrastruk-
turen. Gerade Hessen verfügt mit dem 
Rhein-Main-Gebiet über einen der be-
deutendsten Verkehrs-, Finanz- und Kom-
munikationsstandorte Europas. Frankfurt 
Airport, der Finanzplatz Frankfurt, zentra-
le Energie- und Datennetze, oder wichti-
ge Verkehrsknotenpunkte machen unser 
Bundesland zu einem besonders sensiblen 
Raum. Deshalb ist die Forderung nach ei-
ner höheren Resilienz dieser Einrichtun-
gen ausdrücklich zu begrüßen. 

Gleichzeitig muss aber auch die Po-
lizei selbst als Teil der kritischen Infra-
struktur verstanden werden. Moderne 
Polizeidienststellen müssen im Krisenfall 
arbeitsfähig bleiben – mit Notstromver-
sorgung, gesicherter Kommunikation und 
zeitgemäßer technischer Ausstattung. 
Hier besteht auch in Hessen weiterhin 
erheblicher Investitionsbedarf. Positiv zu 
bewerten ist ebenfalls, dass hybride Be-

drohungen inzwischen nicht mehr aus-
schließlich auf Cyberangriffe reduziert 
werden. Desinformation, Sabotage, Spi-
onage und Angriffe auf die öffentliche 
Infrastruktur stellen Sicherheitsbehörden 
vor völlig neue Herausforderungen. 

Dass Bund und Länder ihre Zusam-
menarbeit intensivieren wollen, ist des-
halb ein richtiger Schritt. Ebenso wichtig 
ist jedoch eine kontinuierliche Fortbil-
dung der Beschäftigten, damit neue Be-
drohungsformen frühzeitig erkannt und 
professionell bewältigt werden können. 

Aus Sicht der GdP bleibt dennoch ein 
entscheidender Kritikpunkt bestehen: 

Die Innenministerkonferenz produ-
ziert regelmäßig umfangreiche Beschlüs-
se und ambitionierte Zielsetzungen. Für 
die Kolleginnen und Kollegen entscheidet 
sich der Erfolg jedoch nicht in den Pro-
tokollen der IMK, sondern auf den Poli-
zeistationen, in den Leitstellen und im 
täglichen Einsatzgeschehen. 

Dort zeigt sich, ob zusätzliche Stellen 
geschaffen, Investitionen tatsächlich um-
gesetzt und Arbeitsbedingungen spürbar 
verbessert werden. 

Die IMK hat wichtige Impulse gesetzt. 
Jetzt sind Bund und Länder gefordert, 
diese nicht in Arbeitsgruppen und Ab-
sichtserklärungen versanden zu lassen. 
Sicherheit entsteht nicht durch Beschlüs-
se – sie entsteht durch gut ausgestattete 
Sicherheitsbehörden und motivierte Be-
schäftigte. 

Gerade Hessen sollte deshalb die eige-
nen Initiativen nun auch im eigenen Ver-
antwortungsbereich konsequent umset-
zen. Nur dann wird aus guten Worten 
auch tatsächlich gute Politik.                   

Peter Wittig

Die Innenministerkonferenz in Hamburg 
hat sich mit den großen sicherheitspoli-
tischen Herausforderungen unserer Zeit 
beschäftigt. Angesichts internationaler 
Krisen, hybrider Bedrohungen, Cyber-
angriffe und einer sich verändernden 
Sicherheitslage ist es richtig, dass Bund 
und Länder die zivile Verteidigungsfä-
higkeit, den Bevölkerungsschutz und 
den Schutz kritischer Infrastrukturen 
stärker in den Fokus rücken. Die Rich-
tung stimmt – entscheidend wird jedoch 
sein, ob den zahlreichen Beschlüssen 
nun auch konkrete Maßnahmen folgen.
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LANGER WEG ZWISCHEN TRADITION UND MODERNE

Wir beginnen den Blick zurück mit ei-
ner historischen Betrachtung des Berufs-
bilds Polizist aus dem Jahr 1972. 

Geschrieben wurden die folgenden Zei-
len von Gerhard Kastl, damaliges Mitglied 
im Landesvorstand der GdP Hessen und 
heute 95 Jahre alt. Nochmal zur Verdeutli-
chung: diese Zeilen stammen aus dem Jahr 
1972! (Vollversion am Ende Artikel).
Zwischen Tradition und Moderne: Was 
prägt das Berufsbild der Polizei 1972?

Das Berufsbild des Polizeibeamten ist 
das Ergebnis eines langen historischen 
Prozesses und wird bis heute von gesell-

schaftlichen, politischen und medialen 
Einflüssen geprägt. 

Während die Polizei früher als ver-
längerter Arm der Herrschenden galt, ist 
sie heute ein Garant für Sicherheit und 
Ordnung in einer demokratischen Gesell-
schaft. 

Dennoch wirken alte Vorurteile und 
Klischees fort – nicht zuletzt durch die 
Darstellung in Medien und Literatur.
Öffentliche Wahrnehmung und Medien 

Die Arbeit der Polizei findet überwie-
gend im öffentlichen Raum statt. Fehler 
und Normabweichungen werden daher 
besonders wahrgenommen und prägen 
das Berufsbild in der Bevölkerung. 

Massenmedien, Literatur und Filme 
verstärken diesen Effekt, indem sie häufig 
Klischees, Vorurteile und Übertreibungen 
bedienen. Beispiele aus der Literatur – von 
Thomas Wolfe bis Siegfried Lenz – zeigen, 
wie Polizisten als autoritär, unbeholfen 
oder gar korrupt dargestellt werden. 

Die Diskrepanz zwischen öffentlicher 
und veröffentlichter Meinung ist groß: 
Wer Hilfe sucht, sieht die Polizei meist 
positiv, wer sie meiden will, negativ.

Wandel der Einstellungsvoraussetzun-
gen bis 1972 

Auch die internen Strukturen und An-
forderungen an Polizeibeamte haben sich 
stark verändert. 

Während früher nur ledige, gesunde 
Männer mit gutem Leumund und abge-
schlossener Berufsausbildung zugelassen 
wurden, sind heute auch verheiratete Be-
werber, Brillenträger und sogar Personen 
mit Vorstrafen oder Schüler zugelassen. 

Das Einstellungsalter wurde von 19–
23 auf 16–35 Jahre erweitert, die Min-
destgröße von 168 auf 163 cm gesenkt. 

Diese Flexibilisierung war notwendig, 
um dem Personalmangel zu begegnen, 
führte aber auch zu einer größeren Viel-
falt und Uneinheitlichkeit im polizeilichen 
Berufsbild.
Die Rolle der GdP 1972

Gewerkschaftsfunktionäre tragen we-
sentlich zur Formung des Berufsbildes bei. 

Sie müssen den Mut haben, auch 
Fehlverhalten innerhalb der Polizei zu kri-
tisieren und sich für bessere gesellschaft-
liche und berufliche Rahmenbedingungen 
einzusetzen. 

Kaum ein Beruf hat sich in den vergangenen fünf 
Jahrzehnten so tiefgreifend verändert wie der 
Polizeiberuf. Was in den 1970er-Jahren noch von 
klassischen Streifendiensten und überschaubaren 
Kriminalitätsformen geprägt war, verlangt heute 
ein Höchstmaß an Fachwissen, Belastbarkeit und 
Flexibilität. Der Polizist der 1970er-Jahre und die 
Polizeibeamtin oder der Polizeibeamte von heute 
tragen zwar größtenteils noch Uniform – doch 
ihr Berufsalltag könnte unterschiedlicher kaum 
sein. Zwischen Schreibmaschine und Smartpho-
ne, Funkgerät und digitaler Einsatzleitstelle lie-
gen Welten. Wer den Polizeiberuf heute mit dem 
von vor fünfzig Jahren vergleicht, erkennt nicht 
nur technische Entwicklungen, sondern einen 
grundlegenden Wandel der gesamten Gesell-
schaft. Mit ihr haben sich auch die Erwartungen 
an die Polizei vervielfacht. Früher galt der Polizist 
vor allem als Ordnungshüter, heute ist er zugleich Konfliktmanager, Ermittler, Psychologe, IT-Ansprechpartner, Krisenbewältiger 
und oft auch sozialer Ansprechpartner. Die Anforderungen wachsen stetig – die personellen Ressourcen hingegen nicht immer 
im gleichen Maße. Die Polizei war schon immer Spiegelbild der Gesellschaft. Deshalb erzählt die Entwicklung des Polizeiberufs 
zugleich die Geschichte gesellschaftlicher Veränderungen – von den 1970er-Jahren bis in unsere digitalisierte und zunehmend 
komplexe Gegenwart. Zwischen Respekt und Misstrauen, zwischen Handschlag und Hasskommentar liegen nur wenige Jahrzehnte. 
Der Wandel des Polizeiberufs zeigt eindrucksvoll, wie sehr sich das Verhältnis zwischen Staat, Gesellschaft und Polizei verändert 
hat. Wer heute den Polizeiberuf ergreift, entscheidet sich für eine Aufgabe, die mit der Polizeiarbeit der 1970er-Jahre nur noch 
wenige Gemeinsamkeiten hat. Die Herausforderungen sind vielfältiger, die Bedrohungen komplexer und die Erwartungen höher 
denn je. Ein Blick zurück macht deutlich, wie stark sich der Polizeiberuf gewandelt hat. 

WAS PRÄGT DAS BERUFSBILD DER POLIZEI - EINE REISE DURCH VIELE JAHRZEHNTE
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Die GdP setzt sich für mehr Mitbe-
stimmung, bessere Arbeitsbedingungen 
und gesellschaftliche Anerkennung ein. 

Sie fordert, dass die Polizei nicht nur 
einfach gesteuert wird, sondern aktiv an 
der Gestaltung ihrer Belange mitwirken 
kann. 

Die Vertretung der Polizei in vielen 
politischen Gremien ist ausbaufähig – 
hier ist die GdP gefordert, die Interessen 
der Kolleginnen und Kollegen wirksam zu 
vertreten.
Fazit und Ausblick 

Das Berufsbild des Polizeibeamten ist 
komplex und von vielen Faktoren beein-
flusst. Es liegt an uns als Gewerkschaft, 
die Ursachen für ein negatives Berufsbild 
zu erkennen und aktiv an Verbesserungen 
zu arbeiten. 

Dazu gehört auch, sich mit Medien-
kompetenz gegen Klischees zu wehren, 
für einheitlichere Standards einzutreten 
und die gesellschaftliche Anerkennung 
unseres Berufsstandes zu stärken.           

Gerhard Kastl, 1972
Der Blick in das Jahr 2026

Springen wir also nun in die Gegen-
wart und versuchen zu verstehen, wie 
sich das Berufsbild heute darstellt. Eine 
darstellung des hessischen GdP-Chefs 
Jens Mohrherr:
Das Berufsbild 2026: Eine neue Gene-
ration übernimmt Verantwortung

Mehr als fünf Jahrzehnte nach den 
von G. Kastl 1972 beschriebenen Ent-
wicklungen hat sich das Berufsbild des 
Polizeibeamten grundlegend verändert. 

Die Polizei ist heute hochspezialisiert, 
digital vernetzt und mit einer Vielzahl 
neuer Kriminalitäts- und Einsatzphäno-
mene konfrontiert. Cybercrime, Extremis-
mus, hybride Bedrohungen, Gewalt gegen 
Einsatzkräfte, psychische Belastungen 
sowie ein zunehmend rauer gesellschaft-
licher Umgangston prägen den Berufs-
alltag. Gleichzeitig sind die Erwartungen 
an die Polizei so hoch wie nie zuvor. 

Sie soll Sicherheit gewährleisten, 
Konflikte lösen, kommunizieren, deeska-
lieren und dabei jederzeit rechtsstaatlich, 
transparent und bürgernah handeln. 
Studium statt Ausbildung

Diese Entwicklung spiegelt sich be-
reits zu Beginn wider. Die Studieren-
den der Hessischen Hochschule für öf-
fentliches Management und Sicherheit 
(HöMS) absolvieren ein wissenschaftlich 
anspruchsvolles duales Studium, das The-
orie, Praxis und Einsatztraining miteinan-
der verbindet. 

Sie werden auf eine Tätigkeit vorbe-
reitet, die weit über das klassische Bild 
des Streifenbeamten hinausgeht. 

Von Beginn an werden analytisches 
Denken, rechtliche Kompetenz, digitale 
Fähigkeiten, kommunikative Stärke und 
psychische Belastbarkeit gleichermaßen 
gefordert. Gerade diese Generation zeigt 
eine hohe Motivation und ein ausgepräg-
tes Verantwortungsbewusstsein. 

Viele junge Menschen entscheiden 
sich bewusst für den Polizeiberuf, weil 
sie einen Beitrag für Demokratie, Rechts-
staat und gesellschaftlichen Zusammen-

halt leisten wollen. Gleichzeitig 
erleben sie bereits während des 
Studiums einen erheblichen Leis-
tungsdruck. 

Prüfungen, Praxisphasen, 
Schieß- und Einsatztraining, Sport 
sowie die Konfrontation mit be-
lastenden Einsatzlagen verlangen 
den Studierenden früh ein hohes 
Maß an Professionalität und Re-
silienz ab.
Qualitätssicherung statt Zah-
lenspiele

Aus unserer Sicht muss des-
halb die Qualität der Ausbildung 
oberste Priorität besitzen. 

Wer die Polizei zukunftsfähig 
aufstellen will, darf den Fokus 
nicht allein auf hohe Einstellungs-
zahlen richten. 

Ebenso wichtig sind ausrei-
chende Lehrkapazitäten, moderne 
Lernbedingungen, eine zeitgemä-
ße digitale Ausstattung, eine in-
tensive Betreuung, sowie vor allen 
Dingen kostengünstige Angebote 

für Wohnraum während des Studiums, 
die den tatsächlichen Anforderungen des 
Polizeiberufs gerecht wird. Gute Polizei-
arbeit beginnt nicht erst mit der Ernen-
nung zur Polizeikommissarin oder zum 
Polizeikommissar – sie beginnt bereits am 
ersten Studientag. 

Hinzu kommt, dass die junge Genera-
tion heute andere Erwartungen an ihren 
Arbeitgeber stellt als früher. 

Themen wie Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, Gesundheitsmanagement, fle-
xible Arbeitszeitmodelle, Entwicklungs-
perspektiven und eine wertschätzende 
Führungskultur spielen eine deutlich grö-
ßere Rolle. Diese Erwartungen sind kein 
Ausdruck mangelnder Leistungsbereit-
schaft, sondern Voraussetzungen dafür, 
qualifizierte Nachwuchskräfte dauerhaft 
für den Polizeiberuf zu gewinnen und zu 
halten. 
75 Jahre verlässliche Begleitung

Gerade hierin sieht die GdP Hessen 
seit nunmehr 75 Jahren ihren gewerk-
schaftlichen Auftrag. Sie begleitet die 
Kolleginnen und Kollegen von Beginn ih-
res Studiums an, setzt sich für gute Stu-
dien- und Arbeitsbedingungen ein und 
sorgt dafür, dass die Stimme der jungen 
Generation in den politischen Entschei-
dungsprozessen gehört wird. 

Denn das Berufsbild der Polizei wird 
nicht allein durch Gesetze oder Einsatz-
konzepte geprägt, sondern vor allem 
durch die Menschen, die diesen Beruf 
täglich mit Engagement, Kompetenz und 
Haltung ausfüllen. 
Trotz allem schreitet der Wandel fort

Das Berufsbild des Polizeibeamten be-
findet sich damit auch im Jahr 2026 in 
einem stetigen Wandel. Die Grundwerte 
sind geblieben: 

Einsatz für den Rechtsstaat, Schutz 
der Bevölkerung und Verantwortung für 
die Gesellschaft. 

Die Anforderungen an diejenigen, die 
diesen Auftrag erfüllen, sind jedoch grö-
ßer und vielfältiger geworden als jemals 
zuvor. 

Umso wichtiger ist eine starke Ge-
werkschaft, die diesen Wandel aktiv be-
gleitet und die Interessen der Beschäftig-
ten konsequent vertritt.                          

Jens Mohrherr

Scan für den 
Download (pdf) 
des Originalarti-
kels aus 1972 von 

Gerhard Kastl
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